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„Gesetz über die Feststellung des 
Staatshaushaltsplans von Baden-Würt-
temberg für die Haushaltsjahre 2020/21

(Staatshaushaltsgesetz 2020/21 
– StHG 2020/21)

§ 1

Feststellung des Staatshaushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Staatshaus-
haltsplan des Landes Baden-Württemberg wird in Ein-
nahme und Ausgabe festgestellt:

1. für das Haushaltsjahr 2020 auf 51 684 774 500 Euro,

2. für das Haushaltsjahr 2021 auf 52 921 243 700 Euro.

§ 2

(weggefallen)

§ 3

Bewirtschaftung von Planstellen und Stellen

(1) Die Besetzung von Planstellen mit teilzeitbeschäftig-
ten planmäßigen Beamtinnen und Beamten oder Richte-
rinnen und Richtern ist wie folgt zulässig:

1. Eine Planstelle darf auch mit zwei zu je 50 Prozent
teilzeitbeschäftigten oder, soweit nach dem Landesbe-
amtengesetz (LBG) zulässig, mit drei zu je mindes -
tens 30 Prozent außerhalb von § 69 Absatz 3 LBG un-
terhälftig teilzeitbeschäftigten Personen besetzt wer-
den. Bei unterhälftiger Teilzeit darf die Gesamtar-
beitszeit der drei Personen die regelmäßige Gesamtar-
beitszeit von einer Vollzeitkraft nicht überschreiten.
Zwei Planstellen dürfen auch mit drei, drei Planstellen
mit vier teilzeitbeschäftigten Personen besetzt werden.
Dabei darf die Gesamtarbeitszeit dieser drei bezie-
hungsweise vier Personen die regelmäßige Gesamtar-
beitszeit von zwei beziehungsweise drei Vollzeitkräf-
ten nicht übersteigen.

2. Abweichend von Nummer 1 darf eine Planstelle auch
mit zwei, dürfen zwei Planstellen mit drei und drei
Planstellen mit vier nach § 69 Absatz 3 LBG unter-
hälftig teilzeitbeschäftigten Beamtinnen und Beamten
oder Richterinnen und Richtern besetzt werden. Dabei
sind für den Umfang der von diesen Personen besetz-
ten Planstellen weiterhin die Verhältnisse vor Antritt
der Elternzeit nach der Arbeitszeit- und Urlaubs -
verordnung (AzUVO) vom 29. November 2005 (GBl.
S. 716), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
28. November 2018 (GBl. S. 437, 438) geändert wor-
den ist, maßgebend.

3. Planstellen für Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter, denen aufgrund von

    a)  § 70 LBG und § 7 c des Landesrichter- und -staats-
anwaltsgesetzes (LRiStAG) als Schwerbehinderten
Altersteilzeit bewilligt ist, gelten für die gesamte
Dauer der Altersteilzeit mit einem Stellenanteil von
60 Prozent als besetzt, zudem kann aus der Plan-
stelle der Zuschlag nach § 69 des Landesbesol-
dungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW)
und erforderlichenfalls ein Ausgleich nach § 70
LBesGBW gezahlt werden;

    b)  Artikel 62 § 4 Satz 1 Nummer 3 des Dienstrechts-
reformgesetzes als Schwerbehinderten Altersteil-
zeit bewilligt ist, gelten für die gesamte Dauer der
Altersteilzeit mit einem Stellenanteil von 50 Pro-
zent als besetzt, zudem kann aus der Planstelle der
Zuschlag nach § 101 Absatz 7 LBesGBW gezahlt
werden.

    Die Buchstaben a) und b) gelten auch, wenn die Alters -
teilzeit in eine Arbeits- und Freistellungsphase aufge-
teilt wird (Blockmodell); in diesem Fall sind während
der Arbeitsphase weitere 40 Prozent der Stelle ge-
sperrt und dürfen in dieser Zeit auch nicht anderweitig
in Anspruch genommen werden. Wird teilzeitbeschäf-
tigten schwerbehinderten Beamtinnen und Beamten
oder Richterinnen und Richtern Altersteilzeit gewährt,
sind die vorstehenden Regelungen ent sprechend anzu-
wenden mit der Maßgabe, dass der Umfang der für die
Bemessung der Altersteilzeit maßgebenden bisherigen
Arbeitszeit zugrunde zu legen ist.

4. In den Fällen von unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung
nach § 69 Absatz 3 LBG dürfen sich ergebende freie
Stellenbruchteile für die Beschäftigung von Beamtin-
nen und Beamten im Eingangsamt beziehungsweise
Richterinnen und Richtern auf Probe genutzt werden;
dabei können die freien Stellenbruchteile von bis zu
vier Planstellen zusammengerechnet werden. Num-
mer 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.

Die Regelungen des Satzes 1 Nummer 1 bis 4 gelten nicht
für die Kapitel 0405 bis 0428. Für die in den Stellen -
übersichten ausgebrachten Stellen für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer (Titel 428 01) gilt Satz 1 Num-
mer 1 entsprechend. Für diese Stellen kann das Finanz-
ministerium bei Altersteilzeitarbeit nach den Tarifverträ-
gen zur Regelung der Altersteilzeitarbeit vom 5. Mai
1998 und vom 10. August 2012 weitere Ausnahmen zur
Inanspruchnahme von Stellenbruchteilen zulassen. Wird
die Altersteilzeitarbeit in eine Arbeits- und eine Freistel-
lungsphase aufgeteilt (Blockmodell), kann das Finanz-
ministerium ferner zulassen, dass während der Arbeits-
phase kostenmäßig nicht in Anspruch genommene Stel-
lenanteile in die Freistellungsphase übertragen und be-
setzbaren Stellenanteilen hinzugerechnet werden. 
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(2) Besteht bei Beamtinnen und Beamten, die sich in El-
ternzeit befinden, ein unabweisbares Bedürfnis für die
Neubesetzung der Planstellen, kann das Finanzministeri-
um außerhalb der Kapitel 0405 bis 0428 im Jahresdurch-
schnitt für bis zu 80 Prozent der Planstellen für die
Dauer der Elternzeit Leerstellen der entsprechenden Be-
soldungsgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
schaffen. Die Schaffung der Leerstellen ist auf Fälle be-
schränkt, bei denen auf der freiwerdenden Planstelle Be-
amtinnen und Beamte im Eingangsamt geführt werden.
Aus den Leerstellen darf nur das Mutterschaftsgeld nach
§ 39 AzUVO bezahlt werden. § 50 Absatz 5 Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO)
gilt entsprechend.

(3) Beamtinnen und Beamte auf Planstellen außerhalb
der Kapitel 0405 bis 0428, die aufgrund einer Beurlau-
bung ohne Dienstbezüge gemäß den §§ 71 bis 74 LBG
bereits auf einer Leerstelle geführt werden und deren Be-
urlaubung nach den §§ 71 bis 74 LBG zum unmittelba-
ren Wechsel in die Elternzeit nach der AzUVO beendigt
wird, können während der Elternzeit weiterhin auf der
Leerstelle für die Beurlaubung nach den §§ 71 bis 74
LBG geführt werden.

(4) Für die bei Titel 421 01 ausgebrachten Amtsgehälter
der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten,
der Ministerinnen und Minister, der Staatssekretärinnen
und Staatssekretäre sowie für die in den Stellenplänen
und Stellenübersichten bei den Titeln 422 01, 422 03,
428 01 bewilligten Stellen dürfen Ausgaben aufgrund
gesetzlicher oder tariflicher Bestimmung auch über die
Haushaltsansätze hinaus geleistet werden. Dies gilt

1. für die Leistungen nach § 10 des Ministergesetzes,

2. für die Besoldungsbezüge der Beamtinnen und Beam-
ten sowie der Richterinnen und Richter nach § 1 Ab-
satz 2 und 3 LBesGBW mit Ausnahme der Zulagen
und Vergütungen, die nicht in festen Monatsbeträgen
festgelegt sind,

3. für die Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer einschließlich der Teile der Entgelte, die in
den Erläuterungen zu dem Titel 428 01 nicht beson-
ders aufgeführt sind,

4. für die Vergütung der außertariflich Beschäftigten, die
sich nach Besoldungs- oder Tarifrecht richtet,

5. für die durch den Haushaltsplan oder durch Richt linien
festgelegten Aufwandsentschädigungen in festen Mo-
natsbeträgen,

6. für die Unterhaltsbeihilfen an Auszubildende in öf-
fentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnissen gemäß
§ 88 LBesGBW.

Für Leistungsbezüge an Beamtinnen und Beamte in Äm-
tern der Landesbesoldungsordnung W bleibt Absatz 7
unberührt.

Insoweit geleistete Mehrausgaben sind bei den Titeln
421 01, 422 01, 422 03 und 428 01 sowie im Kapitel 0508
bei den Titeln 422 75 und 428 75 als planmäßige Ausga-
ben zu behandeln. Ausgenommen von Satz 4 sind in den
Bereichen der Personalausgabenbudgetierung gemäß § 6 a
Absatz 1 die in das Personalausgabenbudget einbezoge-
nen Titel gemäß § 6 a Absatz 2. Die Sätze 4 und 5 gelten
auch für Mehrausgaben aufgrund gesetz licher oder tarif-
licher Bestimmung, die dadurch ent stehen, dass Stellen
nach Maßgabe der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften
des Finanzministeriums zur Landeshaushaltsordnung für
Baden-Württemberg (VV-LHO) mit Bediensteten in ver-
gleichbaren oder niedrigeren Besoldungs- oder Entgelt-
gruppen besetzt werden. Der Gesamtbetrag der Personal-
mehrausgaben ist in der Landeshaushaltsrechnung anzu-
geben; für die Feststellung der Mehrausgaben am Ende
des Haushaltsjahres sind die Titel 421 01, 422 01, 422 03
und 428 01 sowie im Kapitel 0508 die Titel 422 75 
und 428 75 gegenseitig deckungsfähig. Kapitel 1212
Titel 461 01, Entnahmen aus Rücklagen nach § 42 a
LHO und Entnahmen bei Kapitel 1212 Titel 359 01 kön-
nen zur Deckung der Mehrausgaben herangezogen wer-
den.

(5) Eine dienstunfähige Person, die zur Vermeidung
einer Versetzung in den Ruhestand bei einer anderen
Verwaltung im Landesdienst weiterverwendet wird,
kann abweichend von § 49 Absatz 1 LHO auch auf einer
Planstelle in einer niedrigeren Besoldungsgruppe ihrer
Laufbahn oder einer anderen Laufbahn ihrer Laufbahn-
gruppe oder auf einer anderen Stelle in einer Entgelt-
gruppe, die als derselben Laufbahngruppe zugehörig an-
zusehen ist, geführt werden. Wird eine Ruhestandsbeam-
tin oder ein Ruhestandsbeamter nach Wiederherstellung
der Dienstfähigkeit erneut berufen, gilt Satz 1 bis zum
Freiwerden einer ihrem beziehungsweise seinem Amt
entsprechenden Planstelle.

(6) Beamtinnen und Beamte mit begrenzter Dienstfähig-
keit gemäß § 27 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes
(BeamtStG) sind nach dem Umfang der gemäß § 27 Ab-
satz 2 Satz 1 BeamtStG herabgesetzten Arbeitszeit auf
einer ihrem Amt entsprechenden Planstelle zu führen.
Von § 8 Absatz 1 LBesGBW abweichende Besoldungs-
zahlungen gemäß § 9 LBesGBW in Verbindung mit § 72
LBesGBW bleiben bei der Inanspruchnahme der Plan-
stelle unberücksichtigt. Danach freie Planstellenanteile
können im Rahmen des Absatzes 1 besetzt werden.

(7) Für die Zahlung von Leistungsbezügen sowie von
Forschungs- und Lehrzulagen gilt:

1. Aus den bei den Kapiteln 0317, 0504, 1403, 1414,
1426 bis 1433, 1441 bis 1444, 1446 bis 1450, 1453,
1455 bis 1464, 1468 und 1470 bis 1477 Titel 422 01
und 428 01 sowie bei Kapitel 1221 Titel 422 91 und
422 95, Kapitel 1403 Titel 422 77 und 428 77, Kapi-
tel 1410 Titel 682 01 und 682 97A, Kapitel 1412 
Titel 682 01, 682 96A und 682 97A, Kapitel 1415
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Titel 682 01 und 682 97, Kapitel 1417 Titel 682 94A
und 682 95, den Kapiteln 1418 bis 1420 Titel 682 01,
Kapitel 1421 Titel 682 01 und 682 97, Kapitel 1440
Titel 682 01, Kapitel 1445 Titel 682 01, Kapitel 1451
Titel 682 01 und Kapitel 1454 Titel 682 01 veran-
schlagten Mitteln werden auch die Leistungsbezüge
nach dem Landesbesoldungsgesetz Baden-Württem-
berg in Verbindung mit der Leistungsbezügeverord-
nung gezahlt. 

    Der Vergaberahmen für Leistungsbezüge erhöht sich
gemäß § 39 Absatz 7 LBesGBW nach näherer Bestim-
mung des Finanzministeriums und des jeweiligen
Fachressorts um Einsparungen aus der vorübergehen-
den Nichtbesetzung von besetzbaren Stellen für Pro-
fessorinnen und Professoren bei den Titeln 422 01,
428 01, 682 01, 682 94, 682 95, 682 96A, 682 97 und
682 97A.

    Das Fachressort prüft die Abrechnung der Besol-
dungsausgaben und stellt die für die Leistungsbezüge
zweckgebundenen, nicht verausgabten Mittel im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium fest.

    Soweit nach Maßgabe der besoldungsrechtlichen Re-
gelungen für innerhalb des Vergaberahmens nicht ver-
ausgabte Leistungsbezüge Mittel übertragen werden
müssen, wird zentral, für den Geschäftsbereich des
Wissenschaftsministeriums bei Kapitel 1403 Titel 422 01,
ein Ausgaberest gebildet. 

    Die Ausgabeermächtigung bei den Kapiteln 1410 
bis 1421, 1426 bis 1464, 1468 und 1470 bis 1477 
Titel 422 01 und 428 01 erhöht sich um die Einnah-
men für Leistungsbezüge nach § 39 Absatz 6 Satz 1
Nummer 2 LBesGBW bei den Kapiteln 1410 bis 1421
Titel 281 01, den Kapiteln 1426 bis 1464 Titel 281 92
und den Kapiteln 1470 bis 1477 Titel 282 84.

2. Nummer 1 Satz 1, 3 und 4 gilt entsprechend für Juni-
orprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie Junior-
dozentinnen und Juniordozenten hinsichtlich der Zu-
lage gemäß § 59 LBesGBW.

3. Nummer 1 Satz 5 gilt entsprechend für die For-
schungs- und Lehrzulage nach § 60 LBesGBW und
Funktionszulagen nach § 61 LBesGBW.

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei Hoch-
schulen Planstellen für Beamtinnen und Beamte sowie
Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu
schaffen, wenn die Personalausgaben (bei Planstellen
grundsätzlich einschließlich Versorgungszuschlag) voll-
ständig von dritter Seite (im Rahmen des Professorinnen-
programms des Bundes und der Länder je zur Hälfte vom
Bund und der Hochschule) erstattet werden und die Hoch-
schulen gewährleisten, dass die Stelleninhaberinnen und
Stelleninhaber nach Auslaufen der Ausgabenerstattung
auf freie Stellen ihres Stellenplanes beziehungsweise ihrer
Stellenübersichten übernommen werden können.

Die Planstellen und Stellen sind jeweils im nächsten
Staatshaushaltsplan mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ zu veranschlagen.

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei Exzel-
lenzuniversitäten Planstellen für Beamtinnen und Beam-
te sowie Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeit -
nehmer zu schaffen, wenn die Personalausgaben (bei
Planstellen grundsätzlich einschließlich Versorgungszu-
schlag und Beihilfe) vollständig aus den Mitteln der Ex-
zellenzstrategie erstatten werden und die Hochschulen
gewährleisten, dass die Stelleninhaberinnen und Stellen-
inhaber bei einem etwaigen Auslaufen der Finanzierung
auf freie Stellen ihres Stellenplanes beziehungsweise ihrer
Stellenübersicht übernommen werden.

(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei Hoch-
schulen mit Planstellen der Besoldungsgruppe W 1 (Pro-
fessorin als Juniorprofessorin oder Professor als Junior-
professor) im Rahmen von Berufungsverfahren nach 
§ 48 Absatz 1 Satz 4 des Landeshochschulgesetzes (LHG)
befristet Planstellen für Professorinnen und Professoren
der Besoldungsgruppe W 3 sowie entsprechend vergüte-
te Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu
schaffen, wenn die entstehenden Mehrausgaben vollstän-
dig von dritter Seite erstattet oder innerhalb des ent -
sprechenden Hochschulkapitels im Einzelplan 14 ge-
deckt werden.

Die Hochschulen haben ebenfalls zu gewährleisten, dass
die Stelleninhaberinnen und Stelleninhaber spätestens
sechs Jahre nach der Bewilligung auf freie Stellen ihres
Stellenplanes oder ihrer Stellenübersicht übernommen
werden können. Die Planstellen und Stellen sind jeweils
im nächsten Staatshaushaltsplan mit entsprechendem
Haushaltsvermerk „künftig wegfallend“ zu veranschla-
gen; sie dürfen zusammen 5 Prozent der insgesamt aus-
gebrachten Planstellen der Besoldungsgruppe W 1 nicht
überschreiten. Stellen, die durch Inanspruchnahme einer
nach Satz 1 bewilligten Stelle frei werden, sind bis zur
Übernahme der Stelleninhaberin oder des Stelleninha-
bers auf eine freie Stelle des Stellenplanes oder der Stel-
lenübersicht gesperrt.

(11) Auf Ersatzkräfte, deren Weiterbeschäftigung aus
dienstlichen Gründen dringend notwendig ist und die aus
arbeitsrechtlichen Gründen in ein unbefristetes Arbeits-
verhältnis übernommen werden müssen, kann ausnahms-
weise auch Verwaltungsvorschrift Nummer 4 zu § 49
LHO angewendet werden. Dies gilt für insgesamt bis zu
10 Einzelfälle im Bereich des Nichtvollzugsdienstes der
Polizei. Dabei ist sicherzustellen, dass diese Ersatzkräfte
für die Weiterbeschäftigung auf freien Stellen oder, so-
weit dies nicht möglich ist, auf Stellen geführt werden,
die für laufende Bezüge an die Stelleninhaberinnen und
Stelleninhaber nicht benötigt werden.

(12) Soweit schulorganisatorische Maßnahmen im Sinne
von § 30 des Schulgesetzes zu einer höheren besoldungs-
rechtlichen Einstufung der Leitungsämter und der stell-
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vertretenden Leitungsämter an Schulen führen oder erst-
mals die Stellen der Schulleitung und ihrer Stellvertre-
tung zu besetzen sind, gelten nach Abstimmung zwi-
schen Kultusministerium und Finanzministerium die ent-
sprechenden Planstellen nach Maßgabe der besoldungs-
rechtlichen Voraussetzungen zu dem Schuljahresbeginn
als geschaffen, ab dem die schulorganisatorische Maß-
nahme jeweils genehmigt wird. Die hierbei freiwerden-
den Planstellen für die Schulleitung und ihre Stellvertre-
tung sind in Planstellen des jeweiligen Eingangsamts
der betroffenen Laufbahnen, soweit erforderlich mit Be-
zugsvermerk, umgewandelt. Die Änderungen sind im
nächsten Staatshaushaltsplan zu veranschlagen. Die Fi-
nanzierung der hieraus entstehenden Mehrausgaben
wird durch Einsparungen innerhalb der Schulkapitel des
Einzelplans 04 nachgewiesen. 

(13) Landesbetriebe nach § 26 LHO, denen nach § 6 Ab-
satz 7 die dezentrale Finanzverantwortung gemäß § 7 a Ab-
satz 1 LHO übertragen wurde, können die im Rahmen der
dezentralen Finanzverantwortung erwirtschafteten Mittel
zur Vergabe von Leistungsprämien gemäß § 76 LBesGBW
verwenden. In entsprechender Anwendung von § 76
LBesGBW können außertarifliche Leistungsprämien an
Tarifbeschäftigte vergeben werden. Dies gilt auch für
Hochschulen, deren Wirtschaftsführung gemäß § 13 Ab-
satz 4 LHG nach den Grundsätzen des § 26 LHO erfolgt.

(14) Die Stelle einer oder eines Freigestellten wird
während der Gesamtdauer der Teilzeitbeschäftigung
gemäß § 69 Absatz 5 LBG beziehungsweise nach einer
Einzelvereinbarung im Sinne des § 10 Absatz 6 des Tarif-
vertrages für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L)
in Höhe des Unterschieds zwischen dem belegten Stel-
lenanteil und dem Stellenanteil vor Antritt der Teilzeit-
beschäftigung gesperrt. Dies dient dem Ausgleich für die
Beschäftigung einer zeitlich befristeten Vertretung
während der Freistellungsphase. Diese Regelung gilt
nicht für Kapitel 0405 bis 0428 – Schulbereich – und die
Bereiche der Personalausgabenbudgetierung gemäß § 6 a
Absatz 1 sowie der Landesbetriebe nach § 26 LHO, für
die § 6 a Absatz 10 gilt.

(15) In der Zeit, in der die Mittel besetzter Planstellen
für laufende monatliche Besoldungsbezüge der Stellen-
inhaberin oder des Stelleninhabers nicht benötigt wer-
den, können bei Abordnungen aus dringenden dienst -
lichen Gründen Beamtinnen und Beamte im Ein-
gangsamt als Ersatzkräfte innerhalb desselben Kapitels
zusätzlich geführt werden.

(16) § 50 Absatz 5 und 6 LHO gelten für andere Stellen
als Planstellen entsprechend. Das Finanzministerium
wird ermächtigt, sofern die Voraussetzungen von § 50
Absatz 5 LHO vorliegen, Leerstellen der entsprechenden
Entgeltgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
zu schaffen.

(17) Sofern bisher sachgrundlos befristete Arbeitsver-
hältnisse nach § 14 Absatz 2 des Teilzeit- und Befris -

tungsgesetzes im Bereich von Daueraufgaben aus drin-
genden personalwirtschaftlichen Gründen in unbefristete
Arbeitsverhältnisse umgewandelt werden müssen und
die Beschäftigung nicht auf einer Stelle sondern aus Mit-
teln erfolgt, wird das Finanzministerium ermächtigt, in
Abweichung von der Stellenübersicht haushaltsneutral
eine Stelle der benötigten Entgeltgruppe zu schaffen.

(18) § 49 LHO gilt entsprechend für Beförderungen auf
Leerstellen, wenn auf einer Leerstelle geführte Beamtin-
nen und Beamte während der Elternzeit oder Beurlau-
bung unter Beachtung des Leistungsprinzips im Aus-
wahlverfahren für eine Beförderung auf einer freien be-
setzbaren Planstelle ausgewählt werden und der Beför-
derungszeitpunkt bei ihrer bisherigen Verwaltung inner-
halb von zwei Jahren nach Antritt der Elternzeit oder Be-
urlaubung liegt. Das Finanzministerium wird ermächtigt,
die Wertigkeit der Leerstelle anzupassen.

(19) Lehrkräfte aus den Kapiteln 0405 bis 0428 können
ganz oder mit einem Teil ihrer Unterrichtsverpflichtung
im Rahmen der Lehrkräftefortbildung im Bereich der
Maßnahmen für Flüchtlingskinder und jugendliche
Flüchtlinge eingesetzt werden, soweit der Umfang dieser
Tätigkeit in 2020 und 2021 insgesamt jeweils zehn De-
putate nicht übersteigt. 

(20) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Leerstellen
für Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit mit der Be-
fähigung zum Richteramt zu schaffen, die zur Deckung
des nur vorübergehenden Personalbedarfs bei den Ver-
waltungsgerichten für einen Abbau der Asylbestände
binnen eines angemessenen Zeitraums zu Richterinnen
und Richtern auf Zeit gemäß § 18 der Verwaltungsge-
richtsordnung ernannt und bei Kapitel 0505 in freie und
besetzbare Planstellen der Besoldungsgruppe R 1 einge-
wiesen werden. Die Leerstellen sind in den Einzelplänen
zu schaffen, in denen die Planstellen veranschlagt sind,
in die die Beamtinnen und Beamten bis zur Ernennung
zu Richterinnen und Richtern auf Zeit eingewiesen sind.
Nach Rückkehr der Beamtinnen und Beamten aus der
Verwendung als Richterinnen und Richter auf Zeit gilt 
§ 50 Absatz 6 LHO entsprechend; hierdurch freiwerden-
de Leerstellen fallen weg. Die Leerstellen sind im je-
weils nächsten Staatshaushaltsplan zu veranschlagen und
mit einem Wegfallvermerk im Sinne von Satz 3 zu ver-
sehen.

(21) In Umsetzung des Tarifabschlusses vom 2. März
2019 zur Entgeltordnung zum TV-L wird das Finanzmi-
nisterium ermächtigt, soweit sich eine höhere Eingrup-
pierung ergibt, Stellen oder Planstellen zu streichen und
in gleicher Anzahl höherwertige Stellen zu schaffen.
Hierzu sind dem Finanzministerium entsprechende An-
träge vorzulegen. Die insoweit geschaffenen Stellen gel-
ten als planmäßig.

(22) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die für He-
bungen der Eingangsämter des nichttechnischen mittle-
ren Dienstes von Besoldungsgruppe A 6 nach A 7 sowie
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die für Hebungen der Eingangsämter in den Laufbahnen
der Amtsmeisterinnen und Amtsmeister, Justizwacht-
meisterinnen und Justizwachtmeister sowie Wartinnen
und Warte von Besoldungsgruppe A 5 nach A 6 und die
für Hebungen der Beförderungsämter dieser Laufbahnen
von Besoldungsgruppe A 6 nach A 7 erforderlichen
Planstellen zu schaffen und in gleicher Zahl die nieder-
wertigen Stellen zu streichen. Die insoweit geschaffenen
Stellen gelten als planmäßig. Die Stellenzugänge und
Stellenwegfälle sind im nächsten Staatshaushaltsplan zu
veranschlagen.

(23) Das Finanzministerium wird ermächtigt, frühestens
mit Wirkung ab dem 1. September 2020 in den Kapiteln
0405, 0408, 0410 und 0418 die zur Umsetzung der be-
soldungsrechtlichen Elemente des „Konzepts zur Stär-
kung und Entlastung von Schulleitungen“ erforderlichen
Planstellen zu schaffen. In gleicher Zahl entfallen ab die-
sem Zeitpunkt bislang veranschlagte nieder- oder gleich-
wertige Funktionsstellen oder sonstige Planstellen. So-
weit für die Schaffung von neuen Funktionsstellen keine
Funktionsstellen als Kompensation zur Verfügung ste-
hen, erfolgt eine Reduzierung innerhalb der sonstigen
Planstellen in den Schulkapiteln. Durch diese Ermächti-
gung ist eine Erhöhung der Anzahl der Planstellen in den
Schulkapiteln ausgeschlossen. Voraussetzung für die
Schaffung der Planstellen ist, dass im Rahmen einer Än-
derung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württem-
berg neu auszubringende Stellenbezeichnungen gesetz-
lich festgelegt oder gemäß § 93 LBesGBW bewertet
wurden. Die insoweit geschaffenen Planstellen gelten als
planmäßig. Die Finanzierung der hieraus entstehenden
Mehrausgaben erfolgt aus den dafür bereits etatisierten
Personalausgaben innerhalb der betroffenen Schulkapitel
des Einzelplans 04.

§ 3 a

Wegfall der Bundesauftragsverwaltung für den 
Bereich der Bundesautobahnen

Die aufgrund des Wegfalls der Bundesauftragsverwal-
tung für die Bundesautobahnen zum 1. Januar 2021 frei
werdenden Stellen, Personal- und Sachmittel fallen
gemäß § 21 LHO weg. Das Finanzministerium wird er-
mächtigt, die für den Übergang der Bundesautobahnver-
waltung in bundeseigene Verwaltung unabweisbar not-
wendigen Planstellen, Stellen und Titel zu schaffen und
die erforderlichen Ausgaben zu bewilligen. Die insoweit
geschaffenen Planstellen, Stellen, Titel und Ausgaben
gelten als planmäßig.

Das Verkehrsministerium berichtet in Abstimmung mit
dem Finanz- und dem Innenministerium und unter Be -
teiligung des Rechnungshofs dem Landtag bis spätestens
1. Oktober 2021 detailliert über die aus dem Übergang
der Verwaltungszuständigkeit resultierenden Stellen-
und Mittelveränderungen sowie über die insbesondere
im Wege der Personalgestellung und Zuweisung bei der

Bundesfernstraßenverwaltung eingesetzten Beschäftig-
ten des Landes.

§ 4

Kreditaufnahme

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur Deckung
von Ausgaben in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 bis
zur Höhe von null Euro Kredite am Kreditmarkt aufzu-
nehmen.

Die Kreditaufnahme kann auch in fremder Währung er-
folgen, wenn das damit verbundene Wechselkursrisiko
bezüglich des Kapitals und der zu zahlenden Zinsen in
voller Höhe durch Wechselkurssicherungsgeschäfte aus-
geschlossen wird.

(2) Die Kreditermächtigung des Absatzes 1 erhöht sich
um die Beträge, die in den Haushaltsjahren 2020 und
2021 zur Tilgung von Krediten erforderlich sind. Sie er-
höht sich ferner um die Beträge, die zur Anschlussfinan-
zierung von vorzeitig getilgten Darlehen notwendig sind.

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im laufen-
den Haushaltsjahr im Vorgriff auf die Kreditermächti-
gung des nächsten und des übernächsten Haushaltsjahres
Kredite bis zur Höhe von jeweils 4 Prozent des in § 1 für
das laufende Haushaltsjahr festgestellten Betrags aufzu-
nehmen. Die nach Satz 1 aufgenommenen Kredite sind
auf die Kreditermächtigung des nächsten beziehungs-
weise übernächsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(4) Der Bestand der Vereinbarungen nach § 18 Absatz 11
LHO darf höchstens 25 Prozent der Kreditmarktschulden
am Ende des vorangegangenen Haushaltsjahres zuzüg-
lich 25 Prozent der für Anschlussfinanzierungen im Fi-
nanzplanungszeitraum fällig werdenden Tilgungen betra-
gen. Vereinbarungen, deren Zinsänderungsrisiko durch
ein Gegengeschäft aufgelöst ist, sind auf diesen Höchst-
betrag nicht anzurechnen. 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Rahmen
von Vereinbarungen nach § 18 Absatz 11 LHO auch Be-
sicherungsverträge abzuschließen und insoweit Sicher-
heiten zu stellen oder entgegenzunehmen. Kassenver-
stärkungskredite, die für die Stellung von Sicherheiten
notwendig werden, bleiben bei der Bestimmung der
Auslastung der Ermächtigung nach § 4 Absatz 6 Satz 1
unberücksichtigt.

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur vorüber-
gehenden Verstärkung der Betriebsmittel Kassenverstär-
kungskredite bis zu 6 Prozent des in § 1 für das jeweilige
Haushaltsjahr festgestellten Betrags aufzunehmen. Über
den sich danach ergebenden Betrag hinaus kann das Fi-
nanzministerium im einzelnen Haushaltsjahr weitere
Kassenverstärkungskredite aufnehmen, soweit es von
der Kreditermächtigung nach Absatz 1 keinen Gebrauch
macht.
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(7) Mehrausgaben, die bei Kapitel 1206 Titelgruppe 86
geleistet werden, sind bei den einzelnen Titeln als plan-
mäßige Ausgaben zu behandeln.

(8) Das durch § 4 Absatz 4 des Gesetzes über die Fest-
stellung eines Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von
Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2007 und
2008 geschaffene Sondervermögen Baden-Württemberg 21
dient der Abdeckung von finanziellen Verpflichtungen
aus den Finanzierungsverträgen bezüglich der Landesbe-
teiligung an

1. der Planung und dem Bau des Projekts Stuttgart 21, 

2. den Mehrkosten für den menschen- und umweltge-
rechten viergleisigen Ausbau der Rheintalbahn und

3. den Kosten für die Elektrifizierung der Südbahn,

soweit diese Ausgaben nicht aus den für das jeweilige
Projekt bei Kapitel 1303, Titelgruppen 78 und 99, Titel
891 86B sowie 891 86C etatisierten Haushaltsmitteln
abgedeckt sind. Die laufende Verzinsung zugunsten des
Sondervermögens erfolgt zu den bei Errichtung des Son-
dervermögens marktüblichen Sätzen aus Kapitel 1206
Titelgruppe 86. Nach Abschluss der Projekte nicht
benötigte Mittel aus dem Sondervermögen werden zur
Schuldentilgung verwendet.

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zweck -
bestimmte, den Haushalt durchlaufende Darlehen vor
allem aus Mitteln des Bundes in Höhe der dem Land
hierfür zur Verfügung gestellten Beträge aufzunehmen.

(10) Die Finanzierungsermächtigung des Finanzministeri-
ums für das Behördenbauprogramm wird auf 1 384 967 800
Euro festgesetzt (Kapitel 1208 Titel 712 71).

(11) Die Finanzierungsermächtigung des Finanzministe-
riums für das Bauprogramm zur Forschungsförderung
und zum erhöhten Emissionsschutz landeseigener Heiz-
werke sowie für das Programm zur Nachfolgebelegung
ehemaliger militärischer Liegenschaften wird auf 
2 859 984 980 Euro festgesetzt (Kapitel 1208 Titel 714 71).

(12) Der Schuldenstand des Landes aus der Finanzierung
des Behördenbauprogramms und des Bauprogramms zur
Forschungsförderung und zum erhöhten Emissions-
schutz landeseigener Heizwerke sowie des Programms
zur Nachfolgebelegung ehemaliger militärischer Liegen-
schaften darf insgesamt 400 000 000 Euro nicht überstei-
gen.

(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für Maß-
nahmen zur Energieeinsparung in bestehenden Gebäu-
den Vorfinanzierungen bis zur Höhe von 8 000 000 Euro
jährlich in Anspruch zu nehmen, wenn die entstehenden
Kosten einschließlich Zins- und Tilgungsaufwand aus
den erwarteten Energieeinsparungen innerhalb eines
Zeitraums von höchstens zwanzig Jahren getragen wer-
den können und die Verzinsung nicht über der für ver-
gleichbare Kreditmarktdarlehen liegt.

(14) Soweit sich mit Abschluss der Landeshaushalts-
rechnung für das Haushaltsjahr 2019 im Ergebnis ein ne-
gativer Saldo von mehr als 132 000 000 Euro auf dem
Kontrollkonto nach § 18 Absatz 5 der Landeshaushalts-
ordnung in der bis einschließlich 2019 gültigen Fassung
ergibt, wird das Finanzministerium im Haushaltsjahr 2020
ermächtigt, mit Einwilligung des Finanzausschusses
Schulden am Kreditmarkt zu tilgen. Das Finanzministeri-
um wird im Haushaltsjahr 2020 ermächtigt zur Deckung
dieser Tilgung den entsprechenden Betrag von den zur
Verfügung stehenden Überschüssen der Vorjahre bei
Kapitel 1212 Titel 361 01 über die in den Haushaltsjah-
ren 2020 und 2021 veranschlagten Einnahmen hinaus zu
vereinnahmen. Wenn der Tilgungsbetrag dem negativen
Saldo nach Satz 1 entspricht, gilt das Kontrollkonto als
ausgeglichen.

§ 5

Gewährleistungen

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaf-
ten, Garantien oder sonstige Gewährleistungen in den
Haushaltsjahren 2020 und 2021 bis zur Höhe von jeweils
insgesamt 200 000 000 Euro zu übernehmen, wenn hier-
für ein vordringliches Bedürfnis besteht.

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaf-
ten, Garantien und sonstige Gewährleistungen zu über-
nehmen

1. zugunsten der Baden-Württemberg Stiftung gGmbH,
der Finanzierungsgesellschaft für öffentliche Vorha-
ben des Landes Baden-Württemberg mbH, der Betei-
ligungsgesellschaft des Landes Baden-Württemberg
mbH, des Zentrums für Europäische Wirtschaftsfor-
schung GmbH, der Landesbeteiligungen Baden-Würt-
temberg GmbH, der Garantie Portfolio Baden-Würt-
temberg GmbH & Co. KG, der Staatlichen Rhein-
Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH, der
NECKARPRI GmbH und der Filmakademie Baden-
Württemberg GmbH in den Haushaltsjahren 2020 und
2021 in Höhe von jeweils insgesamt 300 000 000 Euro;

2. für Finanzierungen von Baumaßnahmen, die objekt-
bezogen ratenweise vom Land bezahlt werden, bis zur
Höhe von 75 000 000 Euro jährlich;

3. in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 zugunsten der
NECKARPRI GmbH, die für das Land die Anteile an
der EnBW Energie Baden-Württemberg AG hält, je-
weils bis zur Höhe von 2 400 000 000 Euro zuzüglich
Zinsen. Soweit die Inanspruchnahme der Garantieer-
mächtigung im Haushaltsjahr 2020 erfolgt, vermindert
sich die Garantieermächtigung für das Haushaltsjahr
2021 in entsprechender Höhe.

(3) Das Verkehrsministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium im Rahmen der
Ausschreibungen und Vergaben von Verkehrsleistungen



mergemeinschaften gegenüber der Landeskreditbank
Baden-Württemberg (L-Bank) nach Maßgabe des För-
derprogramms Wohnungsbau Baden-Württemberg 2020/
2021 zur Finanzierung von energetischen Sanierungen
und barrierearmen oder barrierefreien Modernisierungen
des Wohnungsbestands und für die Absicherung von
Krediten zum Erwerb von Genossenschaftsanteilen ge-
genüber der L-Bank nach Maßgabe des Förderpro-
gramms Wohnungsbau Baden-Württemberg 2020/2021
bis zur Höhe von insgesamt 100 000 000 Euro in den
Jahren 2020 und 2021 zu übernehmen sowie für die Ab-
sicherung von Krediten im Rahmen der Förderung von
Wohnungsgenossenschaften hinsichtlich der Schaffung
neuen sozialgebundenen Mietwohnraums nach Maßgabe
des Förderprogramms Wohnungsbau Baden-Württem-
berg 2020/2021 in den Jahren 2020 und 2021 jeweils bis
zur Höhe von insgesamt 10 000 000 Euro unter Beach-
tung des Subsidiaritätsprinzips zu übernehmen.

(8) Vor der Übernahme von Bürgschaften, Garantien
oder sonstigen Gewährleistungen sowie vor der Ge-
währung von Zuschüssen im Rahmen der Förderung der
gewerblichen Wirtschaft einschließlich des Tourismus
und von Darlehen ist die Zustimmung des Wirtschafts-
ausschusses des Landtags erforderlich, wenn diese Fi-
nanzhilfe 500 000 Euro oder mehr beträgt. Der Zustim-
mung bedarf es nicht,

1. wenn der Empfänger der Finanzhilfe im Staatshaus-
haltsplan genannt ist,

2. bei der Gewährung von Finanzhilfen nach Satz 1 an
Körperschaften des öffentlichen Rechts außerhalb der
Förderung der gewerblichen Wirtschaft einschließlich
des Tourismus,

3. bei der Übernahme von Bürgschaften, Garantien und
sonstigen Gewährleistungen nach Absatz 2 bis 7,

4. bei der Änderung von Finanzhilfen; die Erhöhung des
Betrags einer Finanzhilfe sowie die Verlängerung der
Laufzeit ist zustimmungspflichtig.

Finanzhilfen nach Satz 2 Nummer 2 und 3 sind dem Fi-
nanzausschuss des Landtags nach Abschluss des Haus-
haltsjahres mitzuteilen. Dem Finanzausschuss ist ferner
über die nach Satz 1 geleisteten Finanzhilfen halbjähr-
lich eine Übersicht zu geben, die mindestens den Emp-
fänger, die Höhe sowie Art und Zweck der jeweiligen Fi-
nanzhilfe ausweist.

(9) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis -
tungen nach den Absätzen 1 bis 7 können auch in auslän-
discher Währung übernommen werden. Sie sind auf der
Basis des vor Ausfertigung der Urkunde zuletzt ermittel-
ten Euro-Referenzkurses der Europäischen Zentralbank
auf den Höchstbetrag der Ermächtigung anzurechnen.

(10) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 7 für
das Haushaltsjahr 2021 gelten, wenn das Staatshaus-
haltsgesetz für das Haushaltsjahr 2022 nicht vor dem 
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im Schienenpersonennahverkehr in den Haushaltsjahren
2020 und 2021 Garantien bis zur Gesamthöhe von 
3 000 000 000 Euro zu übernehmen, mit denen es für die
ordnungsgemäße Leistung des Schuldendienstes Dritter
oder der Landesanstalt Schienenfahrzeuge Baden-Würt-
temberg (SFBW), die Schienenfahrzeuge einem Eisen-
bahnverkehrsunternehmen entgeltlich überlassen, ge-
genüber dem Finanzierer der Schienenfahrzeuge einsteht
(Kapitaldienstgarantie). Die Kapitaldienstgarantie um-
fasst auch den Schuldendienst der Landesanstalt Schie-
nenfahrzeuge Baden-Württemberg (SFBW) längstens
bis zu fünf Jahre nach erstmaliger entgeltlicher Überlas-
sung der Schienenfahrzeuge gegenüber dem Finanzierer
ihres bis dahin entstehenden Aufwandes. Soweit die In-
anspruchnahme der Garantieermächtigung aufgrund des
Beginns der Ausschreibungen bereits im Haushaltsjahr
2019 erfolgt ist, vermindert sich die Garantieermächti-
gung in entsprechender Höhe. Die vorstehenden Garan-
tieermächtigungen vermindern sich auch, soweit die
Vergabe der Verkehrsleistungen ohne eine Garantieüber-
nahme erfolgt. Die Laufzeit der Kapitaldienstgarantien
darf jeweils höchstens 28 Jahre betragen.

(4) Das Wissenschaftsministerium wird ermächtigt, im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium zugunsten
der staatlichen Museen, der Stiftung Zentrum für Kunst
und Medien Karlsruhe, der Stiftung Landesmuseum für
Technik und Arbeit Mannheim und der Stiftung Akade-
mie Schloss Solitude die Haftung des Landes für den
Untergang oder die Beschädigung von Leihgaben für
Ausstellungen zu garantieren, soweit nicht Vorsatz oder
grobe Fahrlässigkeit des Verleihers oder seines Erfül-
lungsgehilfen vorliegen. Bei einer Versicherungssumme
über 5 000 000 Euro pro Leihgabe ist vor der Inanspruch -
nahme der Ermächtigung die Zustimmung des Wissen-
schaftsausschusses des Landtags einzuholen.

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zugunsten
der nicht rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts
Staatliche Schlösser und Gärten Baden-Württemberg die
Haftung des Landes für den Untergang oder die Beschädi-
gung von Leihgaben für Ausstellungen zu garantieren, so-
weit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Verlei-
hers oder seines Erfüllungsgehilfen vorliegen. Bei einer
Garantiesumme von über 5 000 000 Euro pro Leihgabe ist
vor Inanspruchnahme der Ermächtigung die Zustimmung
des Finanzausschusses des Landtags einzuholen.

(6) Das Finanzministerium und das Umweltministerium
werden ermächtigt, im Rahmen der unentgeltlichen
Übertragung von Flurstücken der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben auf die NABU-Stiftung Nationales
Naturerbe die nach dem Haushaltsrecht des Bundes auf-
zuerlegenden Verpflichtungen zu übernehmen. 

(7) Das Wirtschaftsministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium Bürgschaften,
Garantien und sonstige Gewährleistungen für die Absi-
cherung von Verbandskrediten von Wohnungseigentü-
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1. Januar 2022 verkündet wird, bis zur Verkündung die-
ses Gesetzes. Gewährleistungen, die aufgrund der weiter
geltenden Ermächtigungen im Haushaltsjahr 2022 über-
nommen werden, sind auf die Ermächtigungen nach dem
Staatshaushaltsgesetz 2022 nicht anzurechnen.

§ 5 a

Rangrücktritt

Das Umweltministerium wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium das Zurücktreten der
Forderungen, die im Rahmen des Schadensfalls Böblin-
gen aufgrund von Geothermiebohrungen im südlichen
Hebungsgebiet gegen die Allianz Versicherungs-Aktien-
gesellschaft bestehen, gegenüber den Schadenersatzfor-
derungen privater Grundstückseigentümer zu erklären.

§ 6

Deckungsfähigkeiten, dezentrale Finanzverantwortung,
Hochschulfinanzierungsvertrag II

(1) Im Sinne von § 20 Absatz 1 LHO sind

1. einzelplanübergreifend gegenseitig deckungsfähig je
für sich

    a)  die Ausgaben innerhalb der Titel mit der End-
zahl 62 (Jubiläumsgaben und Jubiläumsgelder),
der Titel 422 16, 431 01, 431 02, 432 01, 432 02,
432 07, 441 01, 446 01 und 446 21 sowie im Kapi-
tel 1212 Titel 441 02 und Titel 461 01;

    b)  im Einvernehmen der beteiligten Ministerien je für
sich die Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen innerhalb der Titel mit der Endzahl 66
(Programmbudget Medien – Titelgruppen und Ein-
zeltitel) und innerhalb der Titel mit der Endzahl 69
(Aufwand für Informationstechnik – Titelgruppen
und Einzeltitel), ausgenommen jeweils die Einzel-
pläne 01 (Landtag), 11 (Rechnungshof) und 16
(Verfassungsgerichtshof) sowie die Kapitel 0310
(Feuerwehrwesen, Katastrophenschutz, Rettungs-
dienst), 0436 (Allgemeine Schulangelegenheiten),
1424 und 1425 (Landesbibliotheken);

2. innerhalb der jeweiligen Einzelpläne gegenseitig
deckungsfähig je für sich

    a)  die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen
der Titel mit der Endzahl 66 (Programmbudget
Medien – Titelgruppen und Einzeltitel);

    b)  die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen
der Titel mit der Endzahl 69 (Aufwand für Infor-
mationstechnik – Titelgruppen und Einzeltitel),
ausgenommen Kapitel 0436 (Allgemeine Schulan-
gelegenheiten);

3. innerhalb des jeweiligen Einzelplans je für sich und ge-
genseitig deckungsfähig die Ausgaben des Titels 525 21

und der Titelgruppe 68 sowie einseitig deckungsfähig
die Ausgaben des Titels 525 69 zugunsten der Ausga-
ben des Titels 525 21 und der Titelgruppe 68;

4. im Zuge der dezentralen Finanzverantwortung inner-
halb der einzelnen Kapitel der Einzelpläne 01 bis 11,
13 und 16 ohne das Kapitel Allgemeine Bewilligun-
gen (Kapitel ...02) sowie innerhalb der Kapitel 1401,
1424, 1425, 1469 und 1495 – alle Einzelpläne be -
ziehungsweise Kapitel ohne alle Titel mit der Endzahl
63, 66 und 69 – gegenseitig deckungsfähig je für sich

    a)  die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 (ohne
Gruppe 529, Titel 536 01, Titel 536 02 und Titel
546 51), der Gruppe 429 und der Titel 427 51, 428 06,
428 51 und 685 49 sowie in den Titelgruppen zu-
sätzlich die Ausgaben der Titel der Gruppen 427
und 685;

    b)  die Ausgaben der Obergruppe 81;

5. im Zuge der dezentralen Finanzverantwortung inner-
halb der einzelnen Kapitel der Einzelpläne 01 bis 11
sowie der Einzelpläne 13 und 16, ohne Kapitel Allge-
meine Bewilligungen (Kapitel …02) sowie innerhalb
der Kapitel 1401, 1424, 1425, 1469 und 1495 – alle
Einzelpläne beziehungsweise Kapitel ohne alle Titel
mit der Endzahl 63, 66 und 69 – einseitig deckungs-
fähig je für sich

    a)  die Ausgaben der Obergruppe 81 zugunsten der
Obergruppen 51 bis 54 (ohne Gruppe 529, Titel
536 01, Titel 536 02 und Titel 546 51), der Gruppe
429 und der Titel 427 51, 428 06, 428 51 und 
685 49 sowie in den Titelgruppen zusätzlich zu-
gunsten der Titel der Gruppen 427 und 685 bis zu
50 Prozent des Titelansatzes;

    b)  die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 (ohne
Gruppe 529, Titel 536 01, Titel 536 02 und Titel
546 51), der Gruppe 429 und der Titel 427 51, 
428 06, 428 51 und 685 49 sowie in den Titelgrup-
pen zusätzlich die Ausgaben der Titel der Gruppen
427 und 685 zugunsten der Obergruppe 81 und der
Titelgruppen 66 und 69.

Ausgenommen von der Deckungsfähigkeit gemäß Satz 1
Nummer 4 und 5 sind Kapitel 0310 ohne Titelgrup-
pen 74, 76, 77 und 78, Kapitel 0315 Titelgruppe 70,
Kapitel 0318 Titelgruppen 71 und 75, Kapitel 0403 Ti-
telgruppe 89, Kapitel 0405 Titelgruppe 71, bei den Ka-
piteln 0405, 0408 und 0418 Titelgruppe 82, bei den Ka-
piteln 0405, 0408, 0410, 0416, 0418, 0420 und 0428 Ti-
telgruppen 80 und 84, bei Kapitel 0436 Titelgruppen 69
und 84, Kapitel 0460, Kapitel 0465 Titelgruppe 72, Ka-
pitel 0607 Titelgruppen 73, 74 und 75, Kapitel 0708 Ti-
telgruppen 79 und 86, Kapitel 0710, Kapitel 0711 Titel-
gruppe 76, Kapitel 0804, Kapitel 0810 Titelgruppe 78,
bei den Kapiteln 0809, 0810, 0812, 0817, 0823, 0827,
0835 Titelgruppe 79, Kapitel 0826 Titelgruppe 68, Kapi-
tel 0913 Titel 534 01, Kapitel 0918 Titelgruppen 72, 75, 78,
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Kapitel 0919 Titel 534 01, 534 02 und Titel 685 75, Ka-
pitel 0922 Titel 685 76, Kapitel 1007 Titelgruppe 87,
Kapitel 1008 Titel 685 02 und Titelgruppe 79, Kapitel
1011 Titel 526 11 und Titelgruppe 70, Kapitel 1012 Titel-
gruppe 79, Kapitel 1303 Titelgruppe 78 und Aus gabentitel
zur Bewirtschaftung von zweckgebundenen Einnahmen
sowie Ansätze, die dem Kommunalen Inves titionsfonds,
dem Kommunalen Finanzausgleich, dem Wettmittelfonds
gemäß § 11 oder den Spielbankerträgen gemäß § 12 ent-
nommen sind. Soweit im Haushaltsplan durch Vermerke
nach § 20 Absatz 1 LHO hiervon ab weichende Regelun-
gen getroffen sind, bleiben diese unberührt.

(2) Für die Ausgabentitel nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 bis 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 gilt die
dezentrale Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1
LHO. Diese Ausgabentitel werden gemäß § 7 a Absatz 2
in Verbindung mit § 19 Satz 2 LHO für übertragbar er-
klärt. Die bei diesen Titeln anfallenden, unverbrauchten,
übertragbaren Bewilligungen (Ausgabereste), die über
den Betrag der am Ende des Jahres nicht freigegebenen
Globalsteuerungsreserve gemäß Absatz 3 hinausgehen,
werden bis zu einem Betrag von 50 Prozent der Haus-
haltsansätze der Ausgabentitel nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 bis 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 nicht
nach § 10 Absatz 2 in Abgang gestellt. Maßgeblich sind
dabei die Haushaltsansätze im Jahr der Restebildung im
jeweiligen Einzelplan.

Die darüber hinausgehenden Reste werden grundsätzlich
automatisch nach § 10 Absatz 2 in Abgang gestellt. Die
automatische Inabgangstellung erfolgt nicht, soweit im
jeweiligen Einzelplan die Summe aller Ausgabereste
gemäß § 6 auf Rechtsverpflichtungen im Sinne von § 45
Absatz 3 Satz 2 beruhen und diese Verpflichtungen nicht
aus der Summe der jeweiligen Haushaltsansätze des Fol-
gejahres finanziert werden können. 

Die Begrenzung der zeitlichen Verfügbarkeit der Ausga-
bereste nach § 45 Absatz 2 LHO bleibt unberührt.

(3) 10 Prozent der Haushaltsansätze der Ausgabentitel
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 in Verbindung mit
Absatz 1 Satz 2 bilden eine Globalsteuerungsreserve
gemäß § 7 a Absatz 5 LHO. Das Finanzministerium wird
ermächtigt, im Rahmen des Haushaltsvollzugs die Mittel
entsprechend der Haushaltsentwicklung während des
Jahres freizugeben.

(4) Aus im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähig-
keit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b) ein-
zelplanübergreifend umgeschichteten übertragbaren Mit-
teln können unbeschadet des § 45 Absatz 2 Satz 1 LHO
bei dem von der Mittelumschichtung begünstigten Titel
Ausgabereste gebildet werden, soweit dies zur Erfüllung
von am Ende des Haushaltsjahres bestehenden Rechts-
verpflichtungen notwendig ist.

(5) Bei den Titeln 441 01 und 446 01 werden die Ein-
nahmen aus der Eigenbeteiligung der Beihilfeberechtig-

ten für die Inanspruchnahme von Wahlleistungen von
den Ausgaben abgesetzt.

(6) Die Deckungsfähigkeiten nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 bis 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 und die
Regelungen zur Globalsteuerungsreserve gemäß Absatz 3
gelten in den Bereichen der Personalausgabenbudgetie-
rung gemäß § 6 a Absatz 1 jeweils ohne die Titel der
Gruppe 429 und ohne Titel 427 51, 428 06 und 428 51.

(7) Für Landesbetriebe nach § 26 LHO gilt die dezentrale
Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO.

(8) Die Erwirtschaftung von einzelplanspezifischen Glo-
balen Minderausgaben kann mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums in besonders begründeten Ausnahme-
fällen durch einen anderen Einzelplan erfolgen, sofern
die betroffenen Ressorts eingewilligt haben.

(9) Die Landesregierung wird ermächtigt, den Hoch-
schulen und Medizinischen Fakultäten durch Abschluss
eines Hochschulfinanzierungsvertrages II für die Haus-
haltsjahre 2021 bis 2025 Planungssicherheit auf der
Grundlage der Haushaltsansätze 2020 in Höhe von rund
3 480 000 000 Euro zuzüglich von bis zu 576 200 000
Euro im Jahr 2025 zuzusichern. Die zusätzlichen Mittel
sollen für eine Erhöhung der Grundfinanzierung der
Hochschulen in Höhe von jährlich drei Prozent und für
weitere Bedarfe in den Jahren 2021 bis 2025 verwendet
werden. 56 Prozent des jährlichen Aufwuchses werden
pauschal mit den enthaltenen Personalkostensteigerun-
gen abgegolten, die wie bisher auf der Grundlage der
realen Personalkostensteigerungen und Besoldungsan-
passungen abgerechnet und in vollem Umfang ausgegli-
chen werden. Über die Personalkostensteigerungen der
Medizinischen Fakultäten wird wie bisher im Rahmen
der jeweiligen Haushaltsaufstellungen entschieden. Aus
den zusätzlichen Mitteln werden 83 200 000 Euro für
hochschulartspezifische und hochschulartübergreifende
Bedarfe zur Verfügung gestellt. Hieraus werden jährlich
3 200 000 Euro für 150 zusätzliche IT-Studienplätze an
den Universitäten, der Dualen Hochschule Baden-Würt-
temberg (DHBW) und den Hochschulen für angewandte
Wissenschaften zu in etwa gleichen Anteilen bereit ge -
stellt. Der Betrag von 83 200 000 Euro im Jahr 2021 wird
jährlich um 10 000 000 Euro auf bis zu 123 200 000 Euro
im Jahr 2025 erhöht. Die Erhöhungen stehen unter Haus-
haltsvorbehalt. Das Finanzministerium wird ermächtigt,
im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsministerium
die zur Umsetzung eines Hochschulfinanzierungsvertra-
ges II im Haushaltsjahr 2021 notwendigen Kapitel, Titel,
Haushaltsvermerke, Einnahme-, Ausgabe- und Ver-
pflichtungsermächtigungen zu schaffen. Das Gleiche gilt
für die Schaffung und Umschichtung von Planstellen
und anderen Stellen. Die im Rahmen der Ermächtigun-
gen nach den Sätzen 9 und 10 vorgenommenen Ände-
rungen des Haushaltsplans gelten als planmäßig.
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§ 6 a

Personalausgabenbudgetierung

(1) In den Kapiteln 0103, 0201, 0204, 0301 (ohne die
Stellen des Polizeivollzugsdienstes), 0304, 0305, 0306,
0307 (Kapitel 0304 bis 0307 ohne die Stellen der Lan-
desbetriebe, Kapitel 0306 ohne die Stellen der Forst -
direktion ), 0310, 0312, 0319, 0401, 0501, 0503, 0505,
0506, 0507, 0508, 0509, 0511, 0512, 0601, 0607, 0608,
0618, 0701, 0801, 0812, 0826, 0901, 0913, 1001, 1005,
1006, 1008, 1301, 1304, 1401, 1424, 1425, 1469 werden
die Personalausgaben budgetiert.

(2) Das Personalausgabenbudget umfasst die Ausgaben
der Obergruppen 42 und 45 ohne Gruppe 421, Titel 422 03,
427 02, 459 52, 459 53 und Titel in Titelgruppen. Für die
einbezogenen Ausgabentitel gilt die dezentrale Finanz-
verantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO.

(3) Zur Verstärkung der Titel 422 01 und 428 01 können
mit Einwilligung des Finanzministeriums Mittel zu Las -
ten von Kapitel 1212 Titel 461 01 umgesetzt werden.
Bei Stellenumsetzungen in ein oder aus einem Kapitel
gemäß Absatz 1 erhöhen oder vermindern sich mit Ein-
willigung des Finanzministeriums die Ansätze der be-
treffenden Personaltitel in den Personalausgabenbudgets
sowie gegebenenfalls in den korrespondierenden, nicht
in Absatz 1 enthaltenen Kapiteln entsprechend.

(4) Im Sinne von § 20 Absatz 1 LHO sind

1. die in das Personalausgabenbudget einbezogenen Perso-
nalausgaben untereinander uneingeschränkt deckungs-
fähig; 

2. die in das Personalausgabenbudget einbezogenen Per-
sonalausgaben einseitig uneingeschränkt deckungs-
fähig zugunsten der Ausgaben der Obergruppen 51 bis
54, des Titels 671 02 und der Obergruppe 81; aus -
genommen von der Deckungsfähigkeit sind die Aus-
gaben der Gruppen 526 und 529, der Titel 536 01, 
536 02, 546 51 und der Titel in Titelgruppen mit Aus-
nahme der Titelgruppe 68;

3. die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 zugunsten
der in das Personalausgabenbudget einbezogenen Per-
sonalausgaben mit der Einschränkung deckungsfähig,
dass keine Dauerarbeitsverhältnisse begründet und
Stellenabbauprogramme nicht dauerhaft aus Sachmit-
teln finanziert werden dürfen; ausgenommen von der
Deckungsfähigkeit sind die Ausgaben der Gruppen
526 und 529, der Titel 536 01, 536 02 und 546 51 und
der Titel in Titelgruppen mit Ausnahme der Titelgrup-
pe 68; 

4. die Ausgaben der Obergruppe 81 zugunsten der einbe-
zogenen Personalausgaben bis zu 50 Prozent mit der
Einschränkung deckungsfähig, dass keine Dauerar-
beitsverhältnisse begründet und Stellenabbauprogram-
me nicht dauerhaft aus Sachmitteln finanziert werden

dürfen; ausgenommen von der Deckungsfähigkeit
sind die Ausgaben der Titel in Titelgruppen.

Ausgenommen von der Deckungsfähigkeit gemäß Satz 1
Nummer 2 bis 4 sind die Kapitel 0901 und 0913. § 6
bleibt unberührt.

(5) Die in das Personalausgabenbudget einbezogenen Perso-
nalausgaben werden gemäß § 7 a Absatz 2 Nummer 2 LHO
in Verbindung mit § 19 Satz 2 LHO für übertragbar erklärt.

(6) Eine Überschreitung des Personalausgabenbudgets
ist zulässig. Der Ausgleich hat im nächsten Haushalts-
jahr zu erfolgen. In begründeten Ausnahmefällen kann
mit Einwilligung des Finanzministeriums der Ausgleich
im übernächsten Jahr erfolgen. Eine drohende Budget -
überschreitung ist dem Finanzministerium unverzüglich
anzuzeigen.

(7) Im Rahmen des Personalausgabenbudgets und der
vorstehenden Flexibilisierungen gelten folgende weitere
Flexibilisierungen bei der Stellenbewirtschaftung:

1. Bei der Besetzung von Stellen mit teilzeitbeschäftig-
ten Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Rich-
tern oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
kann von § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 ab-
gewichen werden; die den Beschäftigungszeiten ent-
sprechenden Stellen und Stellenbruchteile dürfen zu-
sammengefasst die Gesamtzahl der in den Stellenplä-
nen und Stellenübersichten für die Dienststellen ver-
anschlagten Stellen nicht überschreiten.

2. Im Vorgriff auf das innerhalb der nächsten zwei Jahre
erfolgende Ausscheiden einer Stelleninhaberin oder
eines Stelleninhabers können Beamtinnen und Beamte
einer niedrigeren Besoldungsgruppe, sofern sie einen
höher bewerteten Dienstposten innehaben, für einen
Zeitraum von bis zu zwei Jahren im Wege der Vorab-
Beförderung Bezüge aus dem nächst höheren besol-
dungsrechtlichen Amt erhalten, höchstens jedoch aus
dem besoldungsrechtlichen Amt der ausscheidenden
Person. Die einschlägigen beamten- und besoldungs-
rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

3. Aus dringenden dienstlichen Gründen können über
die im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen hinaus
für einen Zeitraum von bis zu zwölf Monaten zusätz -
liche Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und
Richter oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
beschäftigt werden.

    Bei der Besetzung von Stellen im Sinne des Satzes 1
mit schwerbehinderten und diesen gleichgestellten be-
hinderten Menschen im Sinne von § 2 Absatz 2 und 3
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch können über
die im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen hinaus
zusätzliche Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer für einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten be-
schäftigt werden. 
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4. Wird gemäß § 69 Absatz 5 LBG oder § 7 d LRiStAG
beziehungsweise über eine Einzelvereinbarung nach 
§ 10 Absatz 6 TV-L die Ermäßigung der regelmäßigen
Arbeitszeit zu einem zusammenhängenden Zeitraum
zusammengefasst (Freistellungsjahr), können für die
Dauer und in dem Umfang der Freistellung zusätz -
liche Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und
Richter beziehungsweise Tarifbeschäftigte beschäftigt
werden.

5. Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber kön-
nen bei dringendem Bedarf für einen Zeitraum von bis
zu sechs Monaten über die im Haushaltsplan dafür
ausgewiesenen Stellen hinaus als Beamtinnen und Be-
amte im Eingangsamt zusätzlich übernommen wer-
den; in besonders begründeten Einzelfällen kann die
Frist mit Zustimmung des Finanzministeriums auf bis
zu ein Jahr verlängert werden.

6. Planstellen können innerhalb derselben Laufbahn-
gruppe fachrichtungsübergreifend gegenseitig in An-
spruch genommen werden; andere Stellen können
fachrichtungsübergreifend gegenseitig in Anspruch
genommen werden. Die in Anspruch genommene
Planstelle beziehungsweise andere Stelle muss minde-
stens derselben Besoldungs- beziehungsweise Entgelt-
gruppe entsprechen.

7. Im Rahmen der gesetzlichen Stellenobergrenzen kön-
nen Planstellen der Besoldungsgruppe A 9 des geho-
benen Dienstes auch für Beamtinnen und Beamte des
mittleren Dienstes und Planstellen der Besoldungs-
gruppe A 13 des höheren Dienstes auch für Beamtin-
nen und Beamte des gehobenen Dienstes in Anspruch
genommen werden.

(8) Nicht in Abgang gestellte Ausgabereste nach Absatz 5
können zur Vergabe von Leistungsprämien an Beamtin-
nen und Beamte gemäß § 76 LBesGBW und in dessen
entsprechender Anwendung zur Vergabe von außertarif-
lichen Leistungsprämien an Tarifbeschäftigte verwendet
werden.

(9) Die für die Stellenbewirtschaftungsmaßnahmen nach
Absatz 7 Nummer 2 erforderlichen Stellenhebungen mit
dem Vermerk „künftig umzuwandeln“ und die für die
Stellenbewirtschaftungsmaßnahmen nach Absatz 7 Num-
mer 3 bis 5 erforderlichen Stellen mit dem Vermerk
„künftig wegfallend“ gelten als vorübergehend geschaf-
fen, soweit die Finanzierung im Rahmen des Personal-
ausgabenbudgets und der nach den Absätzen 4 bis 6
zulässigen Deckung und Übertragbarkeit sichergestellt
ist.

(10) Die Flexibilisierungsregelungen des Absatzes 7 gel-
ten auch für Landesbetriebe nach § 26 LHO mit Ausnah-
me der als Landesbetriebe geführten Hochschulen.

(11) Die Absätze 1 bis 10 gelten, wenn das Staatshaus-
haltsgesetz für 2022 nicht vor dem 1. Januar 2022 ver-
kündet wird, bis zur Verkündung dieses Gesetzes.

§ 7

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen

(1) Der Betrag, bis zu dem nach § 37 Absatz 1 Satz 4
LHO für eine Mehrausgabe kein Nachtragshaushaltsge-
setz erforderlich ist, wird auf 7 500 000 Euro im Einzel-
fall festgesetzt.

(2) § 37 Absatz 1 LHO ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass es eines Nachtragshaushaltsgesetzes nicht bedarf,
wenn das Finanzministerium nach vorheriger Zustim-
mung des Finanzausschusses des Landtags in überplan-
mäßige Ausgaben bei Kapitel 0315 Titel 811 01 oder bei
Kapitel 0922 Titelgruppe 74 sowie bei den Obergrup-
pen 44 (Beihilfe, Unterstützung und dergleichen) der be-
troffenen Einzelpläne über den in Absatz 1 genannten
Betrag hinaus einwilligt.

(3) Für über- und außerplanmäßige Verpflichtungser-
mächtigungen nach § 38 Absatz 1 Satz 2 LHO gilt Ab-
satz 1 entsprechend. Maßgebend ist die Höhe der voraus-
sichtlich kassenwirksam werdenden Jahresbeträge.

(4) § 38 Absatz 1 Satz 2 LHO ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass es eines Nachtragshaushaltsgesetzes nicht
bedarf, wenn das Finanzministerium nach vorheriger Zu-
stimmung des Finanzausschusses des Landtags bei Kapi-
tel 0315 Titel 811 01 oder bei Kapitel 0922 Titelgrup-
pe 74 sowie bei den Obergruppen 44 (Beihilfe, Unter-
stützung und dergleichen) der betroffenen Einzelpläne in
überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen über den
in Absatz 3 genannten Betrag hinaus einwilligt.

(5) Der Betrag für die nach § 37 Absatz 4 LHO dem
Landtag jährlich mitzuteilenden über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen
wird auf 100 000 Euro festgesetzt.

(6) Das Finanzministerium hat dem Finanzausschuss des
Landtags jährlich die beim Rechnungsabschluss in das
jeweils folgende Haushaltsjahr übertragenen Ausgabe-
reste mitzuteilen.

§ 8

Vermögensgegenstände und Grundstöcke

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, abweichend
von § 63 Absatz 3 Satz 1 LHO und § 64 Absatz 4 Satz 1
LHO

1. landeseigene Grundstücke und Gebäude dem Karls -
ruher Institut für Technologie (KIT) unentgeltlich zur
Nutzung zu überlassen,

2. den Kaufpreis oder den Erbbauzins für landeseigene
Grundstücke, die zum Zwecke der sozial orientierten
Förderung von Wohnraum abgegeben werden, unter
Beachtung der EU-beihilferechtlichen Bestimmungen
um höchstens 50 Prozent des Verkehrswertes be -
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ziehungsweise um höchstens 50 Prozent des vollen
Erbbauzinses zu ermäßigen. Das Nähere regelt das Fi-
nanzministerium.

Der Einwilligung oder Unterrichtung des Landtags nach
§ 64 Absatz 2 LHO bedarf es in diesen Fällen nicht.

(2) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen,
dass von Landesdienststellen im Bereich der Datenverar-
beitung entwickelte oder erworbene Programme unent-
geltlich an Stellen der öffentlichen Verwaltung abgege-
ben werden, soweit Gegenseitigkeit besteht.

(3) Auf bei Kapitel 0833 Titel 356 01, Kapitel 1208 
Titel 356 08 bis 356 31, 356 51 und 356 71, Kapitel
1209 Titel 356 01 und 356 02 sowie bei Kapitel 1223
veranschlagte Entnahmen aus dem Forstgrundstock, dem
Allgemeinen Grundstock und dem Unterabschnitt des
Allgemeinen Grundstocks Digitalisierung und Mobilität
findet § 113 Absatz 2 Satz 1 und 2 LHO keine Anwen-
dung.

(4) Aus dem im Allgemeinen Grundstock eingerichteten
Sonderfonds „Informations- und Kommunikations-Pool“
sind bei Vollkostenrechnung sich selbst refinanzierende
Informations-, Kommunikations- und andere Reform-
projekte der Landesverwaltung durchzuführen, die nicht
anderweitig finanziert werden können.

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in Ab -
weichung von § 63 Absatz 2 LHO die Veräußerung zur
Erfüllung der Aufgaben des Landes weiterhin benötigter
Vermögensgegenstände zuzulassen, wenn auf diese
Weise die Aufgaben des Landes nachweislich wirt-
schaftlicher erfüllt werden können. § 64 LHO bleibt un-
berührt.

(6) Zwischen dem „Sondervermögen Studienfonds“ und
dem Land findet kein Kostenersatz statt. § 61 LHO fin-
det keine Anwendung.

(7) Die Landesregierung wird ermächtigt, die zur finan-
ziellen Beteiligung des Bundes an den Kosten der Reali-
sierung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung von
Grundschülern erforderlichen Vereinbarungen einzuge-
hen. Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit Ein-
willigung des Ausschusses für Finanzen die für die Ver-
einnahmung und Verwendung der finanziellen Beteili-
gung des Bundes notwendigen Kapitel, Titel, Haushalts-
vermerke, Einnahme- und Ausgabe- sowie Verpflich-
tungsermächtigungen zu schaffen. Das Gleiche gilt für
die zur Umsetzung benötigten Personal- und Sachmittel
sowie Planstellen und anderen Stellen, auch soweit sie
durch eine entsprechende Erhöhung der globalen Min-
derausgabe bei Kapitel 0402 Titel 972 10 finanziert wer-
den. Die nach Satz 2 und 3 geschaffenen Haushaltser-
mächtigungen gelten als planmäßig.

(8) Das Sozialministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium Verpflichtungen bis
zur Höhe von 21 500 000 Euro im Rahmen eines Ver-

tragsabschlusses zur Beschaffung von Impfstoffen ein-
zugehen.

(9) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen,
dass die Landesregierung Kulturgüter, die entsprechend
der Erklärung der Bundesregierung, der Länder und der
kommunalen Spitzenverbände zur Auffindung und zur
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kultur-
gutes, insbesondere aus jüdischem Besitz von 1999 als
NS-verfolgungsbedingt entzogen zu gelten haben, den
Berechtigten unentgeltlich überträgt. Dies umfasst auch
die Rückgaben aufgrund von Empfehlungen der Bera-
tenden Kommission im Zusammenhang mit der Rückga-
be NS-verfolgungsbedingt entzogener Kulturgüter, ins-
besondere aus jüdischem Besitz.

(10) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen,
dass die Landesregierung Kulturgüter und andere Ob -
jekte, die aus kolonialen Kontexten stammen und nach
Würdigung der Gesamtumstände nicht im Landeseigen-
tum verbleiben sollen, insbesondere weil ihre Aneignung
in rechtlich oder ethisch heute nicht mehr vertretbarer
Weise erfolgte, an den Herkunftsstaat, an Vertreter der
Herkunftsgesellschaft, den Berechtigten oder an eine ge-
eignete Institution unentgeltlich überträgt.

(11) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen,
dass die Landesregierung Kulturgüter, welche im Ersten
oder im Zweiten Weltkrieg unrechtmäßig verbracht wur-
den, an den Staat, dem sie nach Würdigung der Gesamt -
umstände zuzuordnen sind, oder an den Berechtigten un-
entgeltlich überträgt.

§ 9

Umsetzungen

(1) Zur Erzielung zusätzlicher Einsparungen bei Flächen-
kosten mit Hilfe der Nutzer durch die Staatliche Vermö-
gens- und Hochbauverwaltung kann das Finanzministe-
rium zusätzliche Mieteinnahmen bei Kapitel 1209 Titel
124 01 sowie aus Verkaufserlösen abgeleitete kalkulato-
rische Mieteinsparungen und Einsparungen bei Kapitel
1209 Titel 518 01 und Titel 518 11 jeweils bis zur Hälfte
und auf die Dauer von höchstens fünf Jahren der nutzen-
den Dienststelle für Mehrausgaben überlassen. Die Aus-
gabeermächtigung der jeweiligen Dienststelle erhöht
sich entsprechend. Die entsprechenden Mittel gelten als
umgesetzt im Sinne von § 50 Absatz 1 LHO und sind
übertragbar. Sie sind von der nutzenden Dienststelle vor-
rangig für die Fortbildung der Bediensteten sowie zur
Verbesserung der Ausstattung insbesondere im Informa-
tions- und Kommunikationsbereich zu verwenden. Das
Nähere regelt das Finanzministerium.

(2) Zur Erprobung eines finanziellen Anreizsystems im
Bereich der Gebäudebewirtschaftung kann das Finanzmi-
nisterium bei Kapitel 1209 Titel 517 01 und Titel 517 05
erzielte Betriebskosteneinsparungen, die sich aus einem
optimierten Nutzerverhalten ergeben, bis zur Hälfte der
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jeweils nutzenden Dienststelle überlassen. Die Ausga-
beermächtigung der jeweiligen Dienststelle erhöht sich
entsprechend. Die entsprechenden Mittel gelten als um-
gesetzt im Sinne von § 50 Absatz 1 LHO. Das Nähere re-
gelt das Finanzministerium.

(3) Zur Umsetzung der Neuordnung der Informations-
technologie des Landes können mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums Haushaltsermächtigungen in analoger
Anwendung von § 50 Absatz 1 bis 4 LHO innerhalb des
jeweiligen Einzelplans sowie zwischen dem jeweiligen
Einzelplan und dem Kapitel 0309 ausgabenartübergrei-
fend und unter Anpassung der Zweckbestimmung umge-
setzt werden. Entsprechendes gilt für Einnahmen. Die
Schaffung zusätzlicher Stellen ist hierbei ausgeschlos-
sen.

§ 10

Ausgabereste

(1) Das Finanzministerium kann zulassen, dass bei
einem Sammeltitel mit übertragbarer Bewilligung ein
höherer Betrag in Rest gestellt wird als der unverwendet
gebliebene Betrag, oder dass ein Betrag auch noch in
Rest gestellt wird, wenn schon eine Überschreitung des
Titels vorliegt.

(2) Die Landesregierung kann unverbrauchte, übertrag-
bare Bewilligungen für die Haushaltsjahre 2019 und
2020 (Ausgabereste) in Abgang stellen. Die hiervon be-
troffenen Bewilligungen gelten insoweit als abgeschlos-
sen. Satz 1 gilt nicht für übertragbare Bewilligungen, bei
denen zweckgebundene Einnahmen ihrem Verwen-
dungszweck noch nicht zugeführt worden sind. § 6 Ab-
satz 2 und 4 bleibt unberührt.

§ 11

Verwendung von Mitteln des Wettmittelfonds nach 
§ 12 Absatz 2 des Landesglücksspielgesetzes 

Der Wettmittelfonds nach § 12 Absatz 2 des Landes-
glücksspielgesetzes beträgt für die Jahre 2020 und 2021
jeweils 132 365 400 Euro. Die Mittel des Fonds sind
nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes zu 44 Prozent
für die Förderung der Kultur, zu 45 Prozent für die För-
derung des Sports und zu 11 Prozent für die Förderung
sozialer Zwecke zu verwenden.

§ 12

Verwendung von Erträgen nach § 36 
des Landesglücksspielgesetzes

§ 36 des Landesglücksspielgesetzes ist für die Haushalts-
jahre 2020 und 2021 mit der Maßgabe anzuwenden, dass
die Einnahmen der in § 36 des Landesglücksspielgeset-
zes genannten Erträge in 2020 in Höhe von insgesamt
bis zu 46 183 000 Euro und in 2021 in Höhe von insge-

samt bis zu 46 273 000 Euro für die in § 36 des Landes-
glücksspielgesetzes genannten Zwecke nach näherer Be-
stimmung durch den Staatshaushaltsplan verwendet wer-
den.

§ 13

Anordnungsermächtigung des Finanzministeriums

Das Finanzministerium kann die zum Vollzug dieses Ge-
setzes erforderlichen Anordnungen erlassen.

§ 14

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.“

29. 11. 2019

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Karl Klein Rainer Stickelberger
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Anlage zum Staatshaushaltsgesetz

Epl. Bezeichnung Steuern und 
steuerähnliche 

Abgaben

Verwaltungs-
einnahmen

Übrige 
Einnahmen

Gesamt-
einnahmen

Personal-
ausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

01 Landtag 0,0 278,7 577,0 855,7 84.545,2 

02 Staatsministerium 0,0 1.589,5 505,6 2.095,1 29.864,0 

03 Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Migration

0,0 86.889,2 86.523,6 173.412,8 2.819.313,9 

04 Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport

0,0 2.943,0 21.754,9 24.697,9 10.428.510,9 

05 Ministerium der Justiz und für 
Europa

0,0 701.731,2 19.553,8 721.285,0 1.362.234,1 

06 Ministerium für Finanzen 0,0 193.526,8 76.203,0 269.729,8 1.239.940,5 

07 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau

0,0 3.401,4 246.584,7 249.986,1 83.187,7 

08 Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz

2.875,0 17.854,7 233.861,8 254.591,5 339.701,6 

09 Ministerium für Soziales und 
Integration

0,0 6.041,6 106.532,2 112.573,8 99.082,4 

10 Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft

102.000,0 63.272,2 35.898,2 201.170,4 152.180,1 

11 Rechnungshof 0,0 1,0 0,0 1,0 25.959,3 

12 Allgemeine Finanzverwaltung 39.430.183,0 282.961,0 8.015.014,0 47.728.158,0 1.057.084,8 

13 Ministerium für Verkehr 0,0 794,5 1.083.771,0 1.084.565,5 57.578,0 

14 Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst

0,0 114.647,8 746.984,1 861.631,9 1.627.621,6 

16 Verfassungsgerichtshof 0,0 20,0 0,0 20,0 410,3 

Summe 39.535.058,0 1.475.952,6 10.673.763,9 51.684.774,5 19.407.214,4 

Gesamtplan

1. Haushaltsübersicht für das Haushaltsjahr 2020
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2020

Sächl. Verwal-
tungsausgaben 
Schuldendienst

Zuweisungen 
und Zuschüsse/

ohne 
Investitionen

Ausgaben für 
Investitionen

Besondere 
Finanzierungs-

ausgaben

Gesamt-
ausgaben

Überschuss (+) 
Zuschuss (-)

Verpflichtungs-
ermächtigungen

Epl.

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

13.417,9 19.177,8 2.792,1 0,0 119.933,0 -119.077,3 750,0 01

16.392,8 11.436,3 2.314,6 -2.533,8 57.473,9 -55.378,8 25.300,0 02

419.724,4 661.423,3 202.407,8 10.442,8 4.113.312,2 -3.939.899,4 658.911,5 03

63.855,1 1.542.821,0 269.575,1 -98.664,9 12.206.097,2 -12.181.399,3 205.169,6 04

465.841,1 64.404,0 26.169,6 -9.964,3 1.908.684,5 -1.187.399,5 21.331,8 05

133.412,5 296.323,3 20.048,8 1.916,0 1.691.641,1 -1.421.911,3 111.547,5 06

15.831,3 577.898,6 323.989,0 109.195,0 1.110.101,6 -860.115,5 434.876,6 07

85.610,5 399.846,7 269.717,0 -21.016,5 1.073.859,3 -819.267,8 307.168,0 08

65.087,9 1.290.280,8 575.290,9 -38.183,5 1.991.558,5 -1.878.984,7 370.131,0 09

127.699,0 145.919,6 265.250,7 -2.169,4 688.880,0 -487.709,6 371.840,0 10

1.170,9 2,0 0,0 0,0 27.132,2 -27.131,2 0,0 11

2.022.977,4 12.391.463,1 1.734.903,7 1.434.578,4 18.641.007,4 29.087.150,6 812.610,0 12

96.848,6 1.310.224,0 796.571,6 35.172,4 2.296.394,6 -1.211.829,1 5.755.468,3 13

139.445,3 3.402.812,9 512.456,9 75.863,0 5.758.199,7 -4.896.567,8 25.846,5 14

79,0 0,0 10,0 0,0 499,3 -479,3 0,0 16

3.667.393,7 22.114.033,4 5.001.497,8 1.494.635,2 51.684.774,5 0,0 9.100.950,8 

Gesamtplan
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Anlage zum Staatshaushaltsgesetz

Epl. Bezeichnung Steuern und 
steuerähnliche 

Abgaben

Verwaltungs-
einnahmen

Übrige 
Einnahmen

Gesamt-
einnahmen

Personal-
ausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

01 Landtag 0,0 265,9 577,0 842,9 88.143,7 

02 Staatsministerium 0,0 1.679,5 505,6 2.185,1 30.804,5 

03 Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Migration

0,0 89.065,4 99.532,7 188.598,1 2.885.458,9 

04 Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport

0,0 2.943,0 21.756,8 24.699,8 10.697.706,2 

05 Ministerium der Justiz und für 
Europa

0,0 706.881,2 20.917,4 727.798,6 1.397.197,2 

06 Ministerium für Finanzen 0,0 199.589,4 78.588,0 278.177,4 1.288.839,5 

07 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau

0,0 3.402,8 309.287,5 312.690,3 85.769,6 

08 Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz

2.875,0 16.150,8 197.238,0 216.263,8 344.106,3 

09 Ministerium für Soziales und 
Integration

0,0 6.041,6 120.153,1 126.194,7 101.060,4 

10 Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft

96.000,0 63.329,2 33.580,2 192.909,4 154.314,3 

11 Rechnungshof 0,0 1,0 0,0 1,0 27.099,0 

12 Allgemeine Finanzverwaltung 40.610.273,0 272.561,0 7.969.462,3 48.852.296,3 1.296.363,7 

13 Ministerium für Verkehr 0,0 809,1 1.102.851,2 1.103.660,3 62.476,7 

14 Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst

0,0 122.729,6 772.176,4 894.906,0 1.734.129,7 

16 Verfassungsgerichtshof 0,0 20,0 0,0 20,0 414,8 

Summe 40.709.148,0 1.485.469,5 10.726.626,2 52.921.243,7 20.193.884,5 

Gesamtplan

1. Haushaltsübersicht für das Haushaltsjahr 2021
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2021

Sächl. Verwal-
tungsausgaben 
Schuldendienst

Zuweisungen 
und Zuschüsse/

ohne 
Investitionen

Ausgaben für 
Investitionen

Besondere 
Finanzierungs-

ausgaben

Gesamt-
ausgaben

Überschuss (+) 
Zuschuss (-)

Verpflichtungs-
ermächtigungen

Epl.

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

13.232,7 14.648,5 5.082,3 0,0 121.107,2 -120.264,3 0,0 01

21.823,8 11.450,6 3.334,0 -3.343,8 64.069,1 -61.884,0 4.700,0 02

439.367,1 681.276,9 149.562,9 -624,0 4.155.041,8 -3.966.443,7 372.066,9 03

65.251,3 1.595.471,2 289.099,7 -108.904,5 12.538.623,9 -12.513.924,1 213.888,8 04

465.566,2 63.751,2 27.018,1 -9.786,2 1.943.746,5 -1.215.947,9 12.438,7 05

151.558,7 300.914,9 20.011,9 1.916,0 1.763.241,0 -1.485.063,6 87.963,2 06

15.427,5 765.093,0 381.620,6 7.646,0 1.255.556,7 -942.866,4 361.890,0 07

83.642,4 393.700,4 223.088,5 -31.737,6 1.012.800,0 -796.536,2 261.544,0 08

65.642,7 1.309.531,0 599.990,9 -54.454,7 2.021.770,3 -1.895.575,6 403.849,5 09

128.297,7 147.606,2 267.001,8 -4.881,1 692.338,9 -499.429,5 395.872,0 10

1.170,9 2,0 0,0 0,0 28.271,9 -28.270,9 0,0 11

2.508.080,2 12.744.301,1 1.885.697,8 856.998,2 19.291.441,0 29.560.855,3 1.053.675,3 12

47.573,6 1.401.651,7 745.122,4 32.853,4 2.289.677,8 -1.186.017,5 4.271.443,3 13

199.771,1 3.460.200,1 456.403,7 -107.450,8 5.743.053,8 -4.848.147,8 20.446,5 14

79,0 0,0 10,0 0,0 503,8 -483,8 0,0 16

4.206.484,9 22.889.598,8 5.053.044,6 578.230,9 52.921.243,7 0,0 7.459.778,2 

Gesamtplan
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Gesamtplan

2. Finanzierungsübersicht für die Haushaltsjahre 2020 und 2021

2020 2021

Tsd. EUR Tsd. EUR

Einnahmen

Gesamteinnahmen 51.684.774,5 52.921.243,7 

ab:  Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt (Minusbeträge bedeuten Tilgung) -132.000,0 0,0 

        Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken 3.684,0 1.608,0 

        Einnahmen aus Überschüssen 604.000,0 1.200.000,0 

Netto-Einnahmen 51.209.090,5 51.719.635,7 

Ausgaben

Gesamtausgaben 51.684.774,5 52.921.243,7 

ab:   Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke 1.799.281,4 941.206,2 

        Deckung von Fehlbeträgen 0,0 0,0 

Netto-Ausgaben 49.885.493,1 51.980.037,5 

Finanzierungssaldo gem § 13 Abs. 4 LHO 1.323.597,4 -260.401,8 

3. Kreditfinanzierungsplan für die Haushaltsjahre 2020 und 2021

2020 2021

Tsd. EUR Tsd. EUR

Einnahmen aus Krediten

Bruttokreditaufnahme am Kreditmarkt einschließlich des Betrags für Tilgungen, Krediten aus 
öffentlichen Sondermitteln 12.763.700,0 10.657.300,0 

Summe 12.763.700,0 10.657.300,0 

Ausgaben zur Schuldentilgung

Tilgung von Krediten des Bundes 33.800,0 23.400,0 

Tilgung von Kreditmarktschulden einschließlich Schulden aus öffentlichen Sondermitteln
12.895.700,0 10.657.300,0 

Summe 12.929.500,0 10.680.700,0 

Netto-Kreditaufnahme im Bereich des Bundes -33.800,0 -23.400,0 

Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt -132.000,0 0,0 

Netto-Kreditaufnahme insgesamt (Minusbeträge bedeuten Tilgung) -165.800,0 -23.400,0 
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B e r i c h t

Ausschuss für Finanzen hat den Gesetzentwurf der Landesregierung – Gesetz
über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg für die
Haushaltsjahre 2020/21 (Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21) –
Drucksache 16/7171 in seiner 50. Sitzung am 29. November 2019 beraten. 

Die zu dieser Gesetzesberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
StHG/1 bis StHG/5 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Berichterstatter trägt vor, das Staatshaushaltsgesetz 2020/21, das dem Aus -
schuss im Entwurf vorliege, diene als Zeitgesetz der Feststellung des Haushalts -
volumens für die Jahre 2020 und 2021 und enthalte darüber hinaus allgemeine
und haushaltstechnische Regelungen für diesen Zeitraum. 

Für 2020 betrage das Haushaltsvolumen nun 51,684 Milliarden €, für 2021
52,921 Milliarden €.

Auf folgende Regelungen des Gesetzentwurfs sei insbesondere hinzuweisen: 

Das Finanzministerium werde ermächtigt, bei Exzellenzuniversitäten Planstellen
zu schaffen. Voraussetzung dafür sei, dass die Finanzierung aus Mitteln der
Exzellenzstrategie erfolge und nach Auslaufen dieser Finanzierung eine Über-
nahme gewährleistet sei. 

Das Finanzministerium werde zudem ermächtigt, in Umsetzung des Tarifab-
schlusses vom 2. März 2019 zur Entgeltordnung zum Tarifvertrag des Landes
(TV-L) Stellen oder Planstellen zu streichen und in gleicher Zahl höherwertige
Stellen zu schaffen, soweit sich eine höhere Eingruppierung ergebe. 

Zur Steigerung der Attraktivität des mittleren Dienstes sollten landesweit die
Eingangsämter des mittleren nicht technischen Dienstes von Besoldungsgruppe
A 6 nach A 7 und die des mittleren Dienstes in den Laufbahnen der Amtsmeis-
terinnen und Amtsmeister, Justizwachtmeisterinnen und Justizwachtmeister
sowie Wartinnen und Warte von Besoldungsgruppe A 5 nach A 6 sowie die Be-
förderungsämter dieser Laufbahnen von Besoldungsgruppe A 6 nach A 7 ange-
hoben werden. Das Finanzministerium werde ermächtigt, die erforderlichen
Planstellen zu schaffen und niederwertige Stellen zu streichen. 

Zur Umsetzung der vorgesehenen Verbesserungen aus der ersten Tranche des
Schulleiterkonzepts des Kultusministeriums seien im Jahr 2020  6,4 Millionen €
und im Jahr 2021 19,6 Millionen € etatisiert. Um die im Konzept vorge -
sehenen notwendigen Anpassungen des Stellenplans im Einzelplan 04 im
Voll zug nach Vorlage der notwendigen besoldungsrechtlichen Anpassungen
zu ermöglichen, werde eine entsprechende Ermächtigung in das Staatshaus -
haltsgesetz aufgenommen. 

Das Finanzministerium werde ermächtigt, die für den Übergang der Bundes -
autobahnverwaltung auf „Die Autobahn GmbH des Bundes“ notwendigen
Planstellen, Stellen und Titel zu schaffen. Das Verkehrsministerium werde dem
Finanzausschuss über die daraus resultierenden Stellen- und Mittelveränderun-
gen berichten. 

Die Ermächtigung zur Übernahme von Gewährleistungen u. a. zugunsten der
Baden-Württemberg Stiftung, der Baufinanz, der Landesbeteiligungen Baden-
Württemberg GmbH, des ZEW, der Garantie Portfolio Baden-Württemberg
GmbH & Co. KG, der Staatlichen Rhein-Neckar-Hafengesellschaft Mannheim,
der NECKARPRI GmbH und der Filmakademie Baden-Württemberg erhöhe
sich von jeweils 200 Millionen € in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 auf je -
weils 300 Millionen € in den Haushaltsjahren 2020 und 2021. 

Die spezielle Ermächtigung zur Übernahme von Gewährleistungen zugunsten
der Landesanstalt Schienenfahrzeuge Baden-Württemberg steige von 1,15 Mil-
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liarden € im Haushaltsjahr 2019 auf insgesamt 3 Milliarden € für die Haushalts-
jahre 2020 und 2021. 

Die Finanzierungsermächtigung des Finanzministeriums für das Behördenbau -
programm werde auf 1 384 967 800 € festgesetzt. 

Die Finanzierungsermächtigung des Finanzministeriums für das Bauprogramm
zur Forschungsförderung und zum erhöhten Emissionsschutz landeseigener
Heizwerke sowie für das Programm zur Nachfolgebelegung ehemaliger mili -
tärischer Liegenschaften werde auf 2,859 Milliarden € festgesetzt.

Die Landesregierung werde zum Rangrücktritt in Bezug auf das Hebungsgebiet
Süd im Geothermieschadensfall Böblingen ermächtigt. Ein solcher Rangrück-
tritt des Landes sei notwendig, damit privaten Grundstückseigentümern eine
größtmögliche Entschädigung zukommen könne. 

Weiter werde die Landesregierung ermächtigt, für die Jahre 2021 bis 2025 einen
neuen Hochschulfinanzierungsvertrag abzuschließen. 

Zudem werde sie ermächtigt, die zur finanziellen Beteiligung des Bundes an den
Kosten der Realisierung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung von
Grundschülern erforderlichen Vereinbarungen einzugehen. 

Das Sozialministerium werde ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanz -
ministerium Verpflichtungen bis zur Höhe von 21,5 Millionen € im Rahmen
eines Vertragsabschlusses zur Beschaffung von Impfstoffen einzugehen. 

Die Einnahmen aus der Spielbankabgabe sowie aus weiteren Leistungen der
Spielbankunternehmen würden für 2020 in Höhe von 46,18 Millionen € und für
2021 in Höhe von 46,27 Millionen € veranschlagt. 

Im Laufe des parlamentarischen Verfahrens habe sich Anpassungsbedarf er -
geben, der zu zwei Änderungsanträgen geführt habe: 

Mit der Neufassung des § 6 Absatz 9 – dies begehre der Änderungsantrag
StHG/4 – solle der geplante Hochschulfinanzierungsvertrag II aufgestockt wer-
den, um weitere bedeutende Finanzierungsbedarfe der Hochschulen abzudecken. 

Mit der Anfügung eines weiteren Absatzes in § 4 solle laut dem Änderungs antrag
StHG/3 der Ausgleich des sogenannten Kontrollkontos nach § 18 Absatz 5 der
Landeshaushaltsordnung für das Haushaltsjahr 2019 ermöglicht werden. Zur
Tilgung stehe ein Betrag in Höhe von 132 Millionen € bereit.

Der Vorsitzende dankt für den Bericht und stellt Einvernehmen zu dem Vor -
schlag fest, zunächst eine Allgemeine Aussprache zum Gesetzentwurf in seiner
Gänze mitsamt den fünf hierzu gestellten Anträgen durchzuführen und danach
über diese Anträge einzeln abstimmen zu lassen, bevor dann über den Gesetz -
ent wurf insgesamt abgestimmt werde. 

A l l g e m e i n e  A u s s p r a c h e

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE trägt zum Änderungsantrag StHG/4 der
Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU, der auf eine Änderung von § 6
Absatz 9 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 abziele, vor, der Passus 

        Hieraus werden jährlich 3 200 000 € für je 50 zusätzliche IT-Studienplätze
an den Universitäten, der Dualen Hochschule Baden-Württemberg (DHBW)
und den Hochschulen für angewandte Wissenschaften bereitgestellt. ...

solle wie folgt abgeändert werden: 

        Hieraus werden jährlich 3 200 000 € für insgesamt 150 zusätzliche IT-Stu-
dienplätze an den Universitäten, der Dualen Hochschule Baden-Württem-
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berg (DHBW) und den Hochschulen für angewandte Wissenschaften zu in
etwa gleichen Anteilen bereitgestellt. ...

Er erläutert, damit werde Übereinstimmung zwischen dem Gesetzestext und der
Gesetzesbegründung hergestellt. Inhaltlich gehe es darum, eine gewisse Flexi-
bilität innerhalb der Verhandlungen über den Hochschulfinanzierungsvertrag zu
ermöglichen. 

Der Vorsitzende hält die Formulierung „in etwa“ in einem Gesetzestext für
ungewöhnlich. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erläutert zum Änderungsantrag StHG/2,
nach seiner Wahrnehmung betrachteten Bürgerinnen und Bürger den Stellen-
zuwachs beim Land durchaus mit einem gewissen Befremden, auch wenn Per-
sonalaufstockungen bei bestimmten Sachaufgaben, insbesondere bei Polizei und
Justiz, befürwortet würden. Einen besonders deutlichen Stellenzuwachs habe die
Ministerialverwaltung erfahren. Die SPD-Fraktion plädiere daher für Stellen -
einsparverpflichtungen der Ministerien mit dem Ziel, zum Niveau des Jahres
2011 zurückzukehren. 

Weiter führt er aus, es sei begrüßenswert, dass es im Vorfeld der Haushalts -
beratungen gelungen sei, sich gemeinsam mit den Koalitionsfraktionen und der
Fraktion der FDP/DVP auf den Änderungsantrag StHG/3 zu verständigen und
damit im Sinne der Umsetzung der Schuldenbremse einen Konsens in puncto
Kontrollkonto und Tilgungsermächtigung herzustellen. 

Nicht mitgehen könne seine Fraktion beim Änderungsantrag StHG/4. Inhaltlich
habe hierzu die wissenschaftspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion bereits im
Rahmen der Beratungen im zuständigen Fachausschuss argumentiert. 

Der Änderungsantrag StHG/5 hingegen werde unterstützt. Das dort formulierte
Anliegen sei berechtigt und moralisch klar geboten. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erklärt, seine Fraktion unterstütze
den Änderungsantrag StHG/2 der SPD; in der Ministerialverwaltung sei Auf-
gabenkritik dringend geboten. Auch werde erwartet, dass der Zuwachs an Ef-
fizienz, der durch die fortschreitende Digitalisierung der Landesverwaltung zu
erwarten sei, seinen Niederschlag auch im Stellenteil der jeweiligen Einzelpläne
finde. Immerhin habe es im IT-Bereich bereits hohe Investitionen gegeben. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE verweist auf den Änderungsantrag
StHG/3 und erläutert, die Verankerung der Schuldenbremse in der Landesver-
fassung sei zweifellos ein sehr wichtiger Schritt. Jedoch bedeute dies nicht, dass
nun gar keine neuen Schulden mehr aufgenommen werden dürften. Entschei-
dend sei, bei einem negativen Saldo des Kontrollkontos auf dessen Ausgleich
hinzuwirken. Im Haushaltsjahr 2020 sei entsprechend eine Tilgung von Kredit-
marktschulden im Umfang von 132 Millionen € vorgesehen. 

Zum Änderungsantrag StHG/2 führt sie aus, während der 15. Legislaturperiode
seien unter Regierungsbeteiligung der SPD bekanntlich ebenfalls neue Stellen in
Ministerien ausgebracht und k.w.-Vermerke nicht umgesetzt worden. Dies sei
folgerichtig gewesen, da neue Aufgaben zusätzliches Personal erforderten. Nicht
ohne Grund sei auch das 1 480-Stellen-Einsparprogramm gestoppt worden. Auch
in der Öffentlichkeit werde sehr gut verstanden, dass pauschale Personalein -
sparungen gerade mit Blick auf die Erfordernisse in den Bereichen Bildung und
Innere Sicherheit kontraproduktiv wären. 

Was den Hochschulfinanzierungsvertrag angehe, so gebe es nun eine tragfähige
Grundlage für die weiteren Verhandlungen, die eine sehr gute Ausstattung für
die Hochschulen im Land erwarten ließen.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD vertritt die Einschätzung, der kom-
mende Doppelhaushalt für Baden-Württemberg sei ein neuer Rekordhaushalt.
Dessen Volumen liege um 2 Milliarden € über dem des Vorgängerhaushalts,
und zwar ohne dass hierbei die Aufstockung von Rücklagen und die Schulden-
tilgung einen entsprechenden Niederschlag gefunden hätten. 

Bemerkenswert sei zudem, dass sich dieser Haushalt als der größte Schulden-
haushalt erweise, den Baden-Württemberg in den letzten zehn Jahren aufgestellt
habe. Die überbordenden Mehrausgaben aufgrund der zusätzlichen Personal-
stellen und der damit einhergehenden Pensionsverpflichtungen würden bei einer
doppelten Buchführung, wie sie die AfD bekanntlich immer wieder gefordert
habe, klar zutage treten. 

Weiter führt er aus, seit 2018 einschließlich des nun vorgelegten Haushaltsplan -
entwurfs seien beim Land tatsächlich über 5 000 zusätzliche Stellen aufgebaut
worden. Wo die aus der Digitalisierung abzuleitenden Effizienzrenditen zu fin -
den seien, bleibe im Dunkeln. Für eine solche Vorgehensweise, die an keiner
einzigen Stelle Einsparungen realisiere, sehe er auch in der Bevölkerung keiner-
lei Verständnis. 

Geradezu absurd erscheine es, dass ausgerechnet im Finanzministerium, wo the-
matisch eine besondere Affinität zur Digitalisierung gegeben sei, 150 neue
Stellen geschaffen werden sollten. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU verweist auf die anstehenden Plenar-
beratungen zum Haushalt, die noch Gelegenheit für intensive Debatten böten,
und fragt, wie sein Vorredner zu der Auffassung gelangt sein könne, es gebe
keine Zuführung in Rücklagen. Tatsächlich befänden sich in der Rücklage für
Haushaltsrisiken bereits 800 Millionen €. 

Die Zukunftsinvestitionen in Breitband, Gesundheit und Bildung seien den
Koalitionsfraktionen ein großes Anliegen. Dasselbe gelte für die Ausrichtung
des Landes als attraktiver Arbeitgeber. Aus dieser Motivation erklärten sich
auch die Stellenhebungen insbesondere im unteren Besoldungsbereich. 

Weitere wichtige Aufgabenfelder seien Klimaschutz und Artenschutz; auch hier
gebe es wesentliche Innovationen. 

An den Abgeordneten der Fraktion der SPD gerichtet fragt er, wie nach Ansicht
der SPD-Fraktion die Stelleneinsparverpflichtungen in den Ministerien, die der
Änderungsantrag StHG/2 begehre, praktisch umgesetzt werden sollten, und bit-
tet darum, einmal beispielhaft anhand des Einzelplans 08 – Ministerium für
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz – vorzustellen, wie die Zahl von 50 dort
einzusparenden Stellen zu erreichen sei. 

Die Ministerin für Finanzen schickt voraus, sie freue sich über die grundsätz -
liche Zustimmung zum vorliegenden Entwurf des Staatshaushaltsgesetzes
2020/21 in seiner Gänze, und begrüßt es als wichtiges Signal, dass im Landtag
von Baden-Württemberg Übereinkunft bestehe, die Schuldenbremse nun in der
Landesverfassung zu verankern und die Landeshaushaltsordnung entsprechend
anzupassen. 

Sie fährt fort, wenn die SPD-Fraktion den Hochschulfinanzierungsvertrag, wie
eben nochmals bekräftigt, nicht mittragen wolle, so weise sie darauf hin, dass
der von der SPD zur Beratung des Einzelplans 14 – Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst – eingebrachte Änderungsantrag 14/24  20 Mil-
lionen € mehr gegenüber dem vorgesehen habe, was die Regierungsfraktionen
beantragt hätten. 

Was die Frage der durch Digitalisierung zu erzielenden Effizienzgewinne be treffe,
so gebe sie zu bedenken, dass es ein langer Weg sei, bevor die Arbeitsabläufe
durch IT-Einsatz tatsächlich maßgeblich vereinfacht werden könnten. Die 
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Finanzverwaltung des Landes sei hier sicherlich schon jetzt sehr gut aufgestellt.
Dies werde jedoch absehbar nicht zu einem Stellenabbau führen, denn die
Beschäftigten – deren Zahl noch steigen werde; nicht zuletzt die SPD habe dort
bekanntlich einen weiteren Stellenaufwuchs gefordert – sollten durch die Digi-
talisierung Zeit gewinnen, um auch komplexe Fälle noch umfassender bearbeit-
en zu können. 

Der Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, selbstverständlich werde er,
der er gelegentlich im Finanzausschuss eine Debattenkultur einfordere, dem Ab-
geordneten der Fraktion der CDU gern antworten, auch wenn in den vergan-
genen Tagen nicht immer auf jede Frage der Opposition geantwortet worden sei.

Ihm sei nicht klar, weshalb sich der Abgeordnete der Fraktion der CDU gerade
auf Einzelplan 08 bezogen habe. Mit dem Änderungsantrag StHG/2 werde das
politische Ziel verfolgt, die Zahl der Stellen in den Ministerien auf die Aus-
gangsposition von 2011 zurückzuführen. Dazu müssten alle Ministerien beitra-
gen. Dies beinhalte pauschale Annahmen. Es sei nicht die Aufgabe der SPD, zu
diesem Zeitpunkt einen detaillierten Stelleneinsparplan vorzulegen. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU wendet ein, es mache keinen
Sinn, pauschal Stellen streichen zu wollen. Bei einem ernst gemeinten Antrag
zur Stelleneinsparung müssten auch die Gründe für den Stellenzuwachs in den
Blick genommen werden. So seien beispielsweise im Einzelplan 08 26 Stellen
aufgrund der Forstreform nicht abgebaut, sondern in ein anderes Kapitel ver-
schoben worden, und im Kultusministerium habe die Zahl der Stellen in Kapitel
0401 – Ministerium – auch deshalb zugenommen, weil die Lehrer, die früher
nur abgeordnet gewesen seien, dort jetzt etatisiert seien. Ein ernsthafter Antrag
sollte so gestaltet sein, dass damit das verfolgte Ziel auch erreicht werden
könne. 

Einzelplan 08 sei im Übrigen deshalb angeführt worden, weil er sich aufgrund
der Debatten angeboten habe. 

Der Abgeordneter der Fraktion der AfD hält es durchaus für richtig, dass Auf-
gaben hinzugekommen seien. Er fügt hinzu, nichtsdestotrotz hätten sich Re -
gierung und Regierungsfraktionen in den vergangenen Jahren nach seinem Ein-
druck einen „schlanken Fuß gemacht“. Denn schon im letzten Haushaltsgesetz
sei die Stelleneinsparverpflichtung unter § 2 ersatzlos gestrichen worden. In den
vorhergehenden Jahren sei sie ausgesetzt bzw. teilweise nicht umgesetzt wor-
den. Es lasse sich nicht der geringste Ehrgeiz zu Stelleneinsparungen erkennen.

Ihn interessiere daher, an welchen Stellen es ganz konkret ernsthafte, nach-
haltige Überlegungen bzw. Unternehmungen gebe, Aufgaben zu reduzieren.
Denn es sei klar, dass die Stellenaufwüchse, wie sie in den letzten zehn Jahren
stattgefunden hätten, nicht dauerhaft so weitergeschrieben werden könnten. Die
Flexibilität dieser und künftiger Regierungen sei bei einer Haushaltsstruktur, bei
der über 85 % der Mittel gar nicht mehr beweglich seien, und bei einem solchen
Personalkostenanteil nicht mehr gegeben.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, ob die Äußerungen sei -
ner beiden Vorredner von der CDU so zu interpretieren seien, dass gegen Stel-
lenstreichungen im Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
die Forstreform spreche, während Stellenstreichungen in anderen Ministerien
prin zipiell zugestimmt werde.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU verneint dies und erläutert, seines Erach -
tens müsse hinter einem Antrag, in dem gefordert werde, in der Landesverwaltung
insgesamt 450 Stellen zu streichen, auch ein Konzept stehen. Ein solches könne er
aber nicht erkennen. Ihn interessiere, in welchen Bereichen die SPD die Stellen
zu streichen gedenke. Die SPD habe den Anspruch, 2021 wieder zu regieren.
Dann würde die SPD diesen Antrag sicherlich wieder aufgreifen und in
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konkreten Abteilungen Stellen streichen. Er wolle ganz konkret wissen, wo dies
geschehen solle. Politik sei für ihn immer ganz konkret.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, die Frage eines Konzepts stelle
sich bei diesem Haushalt insgesamt. Wenn hier ein politisches Ziel ausgegeben
werde, das überwiegend für die Ministerien gelte, könne nicht erwartet werden,
dass sich die Umsetzung stellenscharf beschreiben lasse. Dies sei nicht möglich.
Bei vielen anderen Anträgen sei dies auch nicht der Fall.

Hier gehe es darum, den politischen Willen, die Zahl der Stellen in der Ministe-
rialverwaltung wieder zurückzufahren, zu dokumentieren. Dass in dieser Hin-
sicht etwas getan werden müsse, sollte seines Erachtens auch dann, wenn die
SPD eines Tages an Koalitionsverhandlungen beteiligt sein sollte, zwischen den
Partnern Konsens sein. Aber zum jetzigen Zeitpunkt in diesem Zusammenhang
etwas hochzuziehen mache aus seiner Sicht keinen Sinn.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD legt dar, der Änderungsantrag StHG/2
der SPD gehe in die richtige Richtung und werde von der AfD selbstver-
ständlich mitgetragen. Mit diesem Antrag solle die Regierung nach seinem Ver-
ständnis beauftragt werden, zwei Promille der Landesbediensteten einzusparen.
Dass die Regierungsfraktionen dies wiederum für unmöglich und absurd er-
achteten, betrachte er persönlich, wenn er nicht eines Besseren belehrt werde,
als Bankrotterklärung und vor allem als Verweigerung, an Stelleneinsparungen
überhaupt nur zu denken.

Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der CDU entgegnet,
die SPD hätte in ihrem Antrag vielleicht besser ganz pauschal den Abbau von
450 Stellen fordern sollen. Denn durch die in dem Antrag vorgenommene
Aufteilung von Stelleneinsparungen auf die Einzelpläne suggeriere die SPD,
dass etwas Genaues analysiert worden sei. Dies sei aber nicht der Fall. 

Der Änderungsantrag StHG/2 beziehe sich jeweils auf das erste Kapitel der
Einzelpläne. Dort seien seines Wissens etwa 3 000 bis 3 500 Stellen veranschlagt.
Wenn nun gefordert werde, 450 dieser Stellen einzusparen, dann gehe es nicht
um zwei Promille, sondern um über 10 % der Stellen. Der Antrag beziehe sich
auf die Stellen in der Verwaltung der Ministerien. Auch das, was aus dem 1 480-
Stellen-Einsparprogramm noch offen sei, habe damit wenig zu tun, weil sich
dieses im Wesentlichen auf die Regierungspräsidien bezogen habe. Wenn die
Stellen, wie gefordert, gestrichen würden, dauerte die Bearbeitung von Bau -
anträgen länger und werde manches nicht umgesetzt.

Die Ministerin für Finanzen führt aus, beim Thema „IT, Effizienz und Digitali -
sierung“ werde selbstverständlich versucht, alle Effizienzpotenziale auszu -
schöpfen. Doch erstens brauche die Umsetzung immer ihre Zeit, und zweitens
wüchsen die Aufgaben im Bereich der Digitalisierung, insbesondere bei der IT-
Sicherheit, an. Die Anforderungen seien für alle Fachbereiche, vor allem aber
für die Finanzverwaltung, die mit sehr sensiblen Daten zu tun habe, extrem
gestiegen.

Ein Beispiel dafür, dass bei neuen Aufgaben nicht immer zusätzliche Stellen
geschaffen würden, sei das neue IT-Sicherheitszentrum der Steuerverwaltung.
Dieses werde stellenneutral umgesetzt. In diesem Haushalt würden lediglich
Mittel für Ausstattung, Lizenzen usw. zur Verfügung gestellt. Obwohl im IT-
Sicherheitszentrum etwa 25 Personen beschäftigt würden, werde keine zusätz -
liche Stelle geschaffen.

Zum Thema „1 480-Stellen-Einsparprogramm“ sei schon einiges gesagt worden.
Von den 1 480 Stellen seien 592,5 Stellen eingespart worden. Die anderen
Stellen beträfen im Wesentlichen die Regierungspräsidien bei der Erledigung
ihrer Aufgaben. In den Regierungspräsidien seien bei der Straßenbauverwaltung
in den letzten Jahren in Fünfzigerschritten 200 Stellen aufgebaut worden. Auch
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in diesem Haushalt sei vorgesehen, weitere 50 Stellen zu schaffen. Wenn bei -
spielsweise ein Sanierungsprogramm für landeseigene Straßen und Brücken
aufgebaut werde, benötigten sowohl die Regierungspräsidien als auch der Lan-
desbetrieb Vermögen und Bau sowie das Finanzministerium mehr Stellen.

Es gebe nicht nur bei der IT-Sicherheit Aufgabenzuwächse, sondern beispiels -
weise auch durch § 2 b des Umsatzsteuergesetzes oder die Einführung der 
E-Akte. Um dies umsetzen zu können, würden in diesen Bereichen zunächst ein-
mal mehr Stellen benötigt.

Die Zahl der Stellen im Finanzministerium habe sich zum Ende der 14. Legis-
laturperiode – mit dem Dritten Nachtrag 2011 – auf 334,5 belaufen. In der 
15. Legislaturperiode sei der Wirtschaftsbereich dazugekommen; dieser sei in der
16. Legislaturperiode aber wieder weggefallen. De facto habe es im Ministerium
für Finanzen seit 2011 einen Aufwuchs von 18,5 Stellen gegeben. Würde dem 
Änderungsantrag StHG/2 der SPD gefolgt, im Finanzministerium 90 Stellen zu
streichen, wären die heutigen Aufgaben nicht mehr zu bewältigen. Selbstver-
ständlich werde bei einem Stellenaufwuchs immer sehr genau hingeschaut. Doch
dürfe die Handlungsfähigkeit des Finanzministeriums nicht gefährdet werden.
Diese wäre bei einem Stellenabbau in der geforderten Größenordnung nicht mehr
gegeben.

Die wesentlichen Stellen im Land lägen in den Bereichen Schule, Polizei, Justiz
und Finanzverwaltung. Sie habe in den Beratungen nicht die Forderung gehört,
in diesen Bereichen Stellen zu streichen, im Gegenteil. Die SPD habe zwar
gegen neue 150 Stellen im Bereich der Grundsteuer gestimmt, aber gleichzeitig
für die Steuerverwaltung 300 zusätzliche Stellen gefordert.

Sie teile die Einschätzung, dass die Stellenentwicklung und ein Stellenzuwachs
auch zu einer strukturellen Mehrbelastung des Landeshaushalts führten. Sie sehe
sich auch gefordert, hierbei sehr maßvoll vorzugehen und alle Möglichkeiten,
die die Digitalisierung und die IT mit sich brächten, Schritt für Schritt zu nutzen.
Aber das, was die SPD im Änderungsantrag StHG/2 fordere, sei nicht machbar.
Durch die Annahme dieses Antrags würde die Handlungsfähigkeit der Lan-
desverwaltung extrem eingeschränkt.

A b s t i m m u n g

Die Änderungsanträge StHG/1 und StHG/2 werden jeweils mehr -
heitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag StHG/3 stimmt der Ausschuss mehr heit -
lich zu.

Dem Änderungsantrag StHG/4 wird unter Berücksichtigung der
von dem Abgeordneten der Fraktion GRÜNE mündlich vorgetra-
genen Modifizierung mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag StHG/5 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, in § 1 und in der Anlage zum Staatshaushalts-
gesetz müssten infolge der vom Ausschuss gefassten Beschlüsse die Beträge des
in Einnahme und Ausgabe festgestellten Haushaltsvolumens geändert werden.
Satz 1 laute dann wie folgt:

           Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Staatshaushaltsplan des Lan-
des Baden-Württemberg wird in Einnahme und Ausgabe festgestellt:

           1. für das Haushaltsjahr 2020 auf 51 684 774 500 €,
           2. für das Haushaltsjahr 2021 auf 52 921 243 700 €.
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Dem Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/7171, wird mit den
beschlossenen Änderungen im Ganzen mehrheitlich zugestimmt.

06. 12. 2019

Karl Klein



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 7200

29

Seite 1 von 1 

Landtag von Baden-Württemberg     StHG/1 
16. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion der AfD 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 16/7171 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg  
für die Haushaltsjahre 2020/21  
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
§ 2 wird wie folgt gefasst:  

„§ 2 Stelleneinsparverpflichtungen 

Das 1.480-Stelleneinsparprogramm wird ab dem 01.01.2020 wieder in Kraft gesetzt. Die 
Landesregierung wird in den Jahren 2020 und 2021 jeweils mindestens 122 Stellen netto 
einsparen. Es steht ihr hierbei frei dies über die Ministerien zu verteilen.“ 

 
25.11.2019 
 
Gögel, Dr. Podeswa, Sänze, Voigtmann und Fraktion 
 
B e g r ü n d u n g  
 
Die Landesregierung wird damit in die Verantwortung genommen für eine Steigerung der 
Effizienz in der Landesverwaltung. Der andauernde Aufwuchs im Angestellten- und Be-
amtenapparat wird damit beendet.  
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Landtag von Baden-Württemberg     StHG/2 
16. Wahlperiode       
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD  
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 16/7171 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg  
für die Haushaltsjahre 2020/21  
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
§ 2 wird wie folgt gefasst:  
 

„§ 2 Stelleneinsparverpflichtungen Ministerien 
 
„Für die Ministerien der Landesverwaltung wird ein Stelleneinsparprogramm festgelegt.  
Zur Erledigung der ministeriellen Aufgaben genügen insgesamt 3.000 Stellen. Von den im 
Staatshaushaltsplan bei den Ministerien in den Stellenplänen und Stellenübersichten 
ausgewiesenen Planstellen und anderen Stellen sind in den Jahren 2020 und 2021 
insgesamt in Abgang zu stellen: 
 
         Stellen 2020 Stellen 2021 
Epl. 02 – StM  Kapitel 0201      35,0  35,0 
Epl. 03 – IM,   Kapitel 0301      60,0  60,0 
Epl. 04 – KM,  Kapitel 0401      40,0  40,0 
Epl. 05 – JuM,  Kapitel 0501      25,0  25,0 
Epl. 06 – FM,  Kapitel 0601      45,0  45,0 
Epl. 07 – WM,  Kapitel 0701      45,0  45,0 
Epl. 08 – MLR, Kapitel 0801      50,0  50,0 
Epl. 09 – SM,  Kapitel 0901      40,0  40,0 
Epl. 10 – UM,  Kapitel 1001      50,0  50,0 
Epl. 13 – VM,  Kapitel 1301      30,0  30,0 
EPl. 14 – MWK, Kapitel 1401      30,0  30,0 
Zusammen         450,0             450,0“ 
 
 
28.11.2019 
 
Stoch, Gall, Hofelich und Fraktion  
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B e g r ü n d u n g  
 
Die Zahl der Planstellen in den Ministerien hat mit dem Entwurf der Landesregierung für den 
Doppelhaushalt 2020/2021 einen neuen Rekordwert erreicht: mit insgesamt 3.875 in 2020 
bzw. 3.908 Stellen in 2021 liegt die Gesamtzahl um rd. 30% über dem Niveau von 2010. 
 
Dieser enorme Anstieg hat auch damit zu tun, dass die aktuelle Landesregierung im 
Gegensatz zur Vorgängerregierung für die im Zuge der Regierungsbildung neu geschaffenen 
Stellen kein Stellenabbauprogramm vorgesehen hat. 
 
Es ist nicht begründbar, warum heute 30% mehr Personal erforderlich ist, um die Aufgaben 
der Ministerien auszufüllen als vor zehn Jahren. Es reichen rd. 3.000 Stellen, um diese Auf-
gaben erfüllen zu können. 
 
Im Gegensatz zu den Ministerien besteht in den nachgelagerten Bereichen der Landes-
verwaltung sehr wohl ein Stellenmehrbedarf, der durch den Stellenabbau in den Ministerien 
auch seriös und sachgerecht finanziert werden kann. 
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Landtag von Baden-Württemberg     StHG/3 
16. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion GRÜNE, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP/DVP 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung  
– Drucksache 16/7171 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans  
von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 
(Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21) 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
§ 4 wird folgender Absatz angefügt:  
 
„(14) Soweit sich mit Abschluss der Landeshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2019 im 
Ergebnis ein negativer Saldo von mehr als 132 000 000 Euro auf dem Kontrollkonto nach 
§ 18 Absatz 5 der Landeshaushaltsordnung in der bis einschließlich 2019 gültigen Fassung 
ergibt, wird das Finanzministerium im Haushaltsjahr 2020 ermächtigt, mit Einwilligung des 
Finanzausschusses Schulden am Kreditmarkt zu tilgen. Das Finanzministerium wird im 
Haushaltsjahr 2020 ermächtigt zur Deckung dieser Tilgung den entsprechenden Betrag von 
den zur Verfügung stehenden Überschüssen der Vorjahre bei Kapitel 1212 Titel 361 01 über 
die in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 veranschlagten Einnahmen hinaus zu ver-
einnahmen. Wenn der Tilgungsbetrag dem negativen Saldo nach Satz 1 entspricht, gilt das 
Kontrollkonto als ausgeglichen.“  
 
 
29.11.2019 
 
Schwarz, Andreas, Walker und Fraktion 
Dr. Reinhart, Wald und Fraktion 
Stoch, Hofelich und Fraktion 
Dr. Rülke, Brauer und Fraktion 
 
 
B e g r ü n d u n g  
 
Nach § 18 Abs. 5 Landeshaushaltsordnung (LHO) sind Abweichungen der nach Abschluss 
des Haushaltsjahres in Anspruch genommenen neuen Kreditermächtigungen von der nach 
der tatsächlichen Haushaltsentwicklung zu ermittelnden fiktiven Kreditaufnahmemöglichkeit 
auf ein Kontrollkonto zu buchen. Bei einem negativen Saldo des Kontrollkontos ist auf einen 
Ausgleich des Kontrollkontos hinzuwirken. 
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Die derzeit geltende Regelung des § 18 Abs. 5 LHO zum Kontrollkonto soll im Zuge der 
Implementierung der grundgesetzlichen Schuldenbremse ins Landesrecht in § 18 Abs. 7 
LHO neu geregelt werden. Auf die entsprechenden Ausführungen im Gesetzentwurf der 
Landesregierung zum Haushaltsbegleitgesetz 2020/2021 (Drucksache 16/7172) wird ver-
wiesen. 
 
Der Ausgleich des Kontrollkontos nach dem bisherigen Regime soll, auch wenn die Grenzen 
für einen nach dem Gesetz vorgegebenen verpflichtenden Ausgleich nicht erreicht werden, 
deshalb mit der Feststellung der Haushaltsrechnung des Landes Baden-Württemberg für das 
Haushaltsjahr 2019 in der Form erfolgen, dass im Haushaltsjahr 2020 Kreditmarktschulden 
in Höhe des negativen Saldos freiwillig getilgt werden und so der Saldo komplett abgebaut 
und das Kontrollkonto ausgeglichen wird. Der Änderungsantrag zu Kapitel 1206 Titel 325 86 
sieht hierzu bereits eine Tilgung in Höhe von 132 000 000 Euro im Haushaltsjahr 2020 vor, 
welche sich aufgrund der Ergebnisse der Herbst-Steuerschätzung 2019 ergibt.   
 
Mit dem Änderungsantrag zum Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von 
Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/2021 wird dafür Sorge getragen, dass, 
soweit zum Ausgleich des Kontrollkontos erforderlich, weitere Tilgungszahlungen im Jahr 
2020 getätigt werden. Ein höheres negatives Saldo des Kontrollkontos ist zu erwarten, wenn 
die Steuereinnahmen im Haushaltsjahr 2019 höher als bei der Herbststeuerschätzung 
angenommen, sind. Der sich grundsätzlich ergebende rechnungsmäßige Überschuss kann 
dann zur Deckung dieser weiteren Tilgungszahlungen verwendet und hierzu im Haushalt bei 
Kap. 1212 Titel 361 01 (Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre) vereinnahmt werden.   
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Landtag von Baden-Württemberg     StHG/4 
16. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion GRÜNE und 
der Fraktion der CDU 
 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung  
– Drucksache 16/7171 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg für 
die Haushaltsjahre 2020/21 (Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21) 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
§ 6 Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 
 
„(9) Die Landesregierung wird ermächtigt, den Hochschulen und Medizinischen Fakultäten 
durch Abschluss eines Hochschulfinanzierungsvertrages II für die Haushaltsjahre 2021 bis 
2025 Planungssicherheit auf der Grundlage der Haushaltsansätze 2020 in Höhe von rund 
3 480 000 000 Euro zuzüglich von bis zu 576 200 000 Euro im Jahr 2025 zuzusichern. Die 
zusätzlichen Mittel sollen für eine Erhöhung der Grundfinanzierung der Hochschulen in Höhe 
von jährlich drei Prozent und für weitere Bedarfe in den Jahren 2021 bis 2025 verwendet 
werden. 56 Prozent des jährlichen Aufwuchses werden pauschal mit den enthaltenen Perso-
nalkostensteigerungen abgegolten, die wie bisher auf der Grundlage der realen Personalkos-
tensteigerungen und Besoldungsanpassungen abgerechnet und in vollem Umfang ausge-
glichen werden. Über die Personalkostensteigerungen der Medizinischen Fakultäten wird wie 
bisher im Rahmen der jeweiligen Haushaltsaufstellungen entschieden. Aus den zusätzlichen 
Mitteln werden 83 200 000 Euro für hochschulartspezifische und hochschulartübergreifende 
Bedarfe zur Verfügung gestellt. Hieraus werden jährlich 3 200 000 Euro für je 50 zusätzliche 
IT-Studienplätze an den Universitäten, der Dualen Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) 
und den Hochschulen für angewandte Wissenschaften bereitgestellt. Der Betrag von  
83 200 000 Euro im Jahr 2021 wird jährlich um 10 000 000 Euro auf bis zu 123 200 000 Euro 
im Jahr 2025 erhöht. Die Erhöhungen stehen unter Haushaltsvorbehalt. Das Finanzministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsministerium die zur Umset-
zung eines Hochschulfinanzierungsvertrages II im Haushaltsjahr 2021 notwendigen Kapitel, 
Titel, Haushaltsvermerke, Einnahme-, Ausgabe- und Verpflichtungsermächtigungen zu 
schaffen. Das Gleiche gilt für die Schaffung und Umschichtung von Planstellen und anderen 
Stellen. Die im Rahmen der Ermächtigungen nach den Sätzen 9 und 10 vorgenommenen 
Änderungen des Haushaltsplans gelten als planmäßig.“ 
 
 
29.11.2019 
 
Schwarz, Andreas, Walker und Fraktion 
Dr. Reinhart, Wald und Fraktion 
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B e g r ü n d u n g  
 
Mit den Änderungen sollen Verbesserungen des geplanten Hochschulfinanzierungsvertrages 
II erreicht werden. Diese sind erforderlich, um weitere wichtige Finanzierungsbedarfe der 
Hochschulen abzudecken.  
 
Gegenüber dem Regierungsentwurf werden in den Jahren 2021 bis 2025 zusätzlich jährlich 
43,2 Millionen Euro, insgesamt 216 Millionen Euro, über die Verstetigung und Dynamisierung 
und Erhöhung der Grundfinanzierung hinaus zur Verfügung gestellt werden. 
 
Von den insgesamt 216 Millionen Euro sollen 16 Millionen Euro (5 x 3,2 Millionen Euro) für 
150 zusätzliche IT-Studienplätze an den Universitäten, der DHBW und den Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften zu in etwa gleichen Anteilen bereitgestellt werden.  
 
Mit den zusätzlichen Mitteln wird der Spielraum für weitere Impulse für Studium und Lehre 
sowie Zukunftsfelder, wie etwa die Hochschulmedizin, die Akademisierung der Gesundheits-
fachberufe, Klimaschutzmaßnahmen an den Hochschulen oder Digitalisierung und IT-
Studiengänge erhöht. 
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Landtag von Baden-Württemberg     StHG/5 
16. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion GRÜNE und 
der Fraktion der CDU 
 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung  
– Drucksache 16/7171 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg für 
die Haushaltsjahre 2020/21 (Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21) 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
§ 8 werden folgende Absätze 10 und 11 angefügt: 
 
„(10) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen, dass die Landesregierung Kultur-
güter und andere Objekte, die aus kolonialen Kontexten stammen und nach Würdigung der 
Gesamtumstände nicht im Landeseigentum verbleiben sollen, insbesondere weil ihre Aneig-
nung in rechtlich oder ethisch heute nicht mehr vertretbarer Weise erfolgte, an den Her-
kunftsstaat, an Vertreter der Herkunftsgesellschaft, den Berechtigten oder an eine geeignete 
Institution unentgeltlich überträgt. 
 
(11) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen, dass die Landesregierung Kulturgüter, 
welche im Ersten oder im Zweiten Weltkrieg unrechtmäßig verbracht wurden, an den Staat, 
dem sie nach Würdigung der Gesamtumstände zuzuordnen sind, oder an den Berechtigten 
unentgeltlich überträgt.“  
 
 
29.11.2019 
 
Schwarz, Andreas, Walker und Fraktion 
Dr. Reinhart, Wald und Fraktion 
 
 
B e g r ü n d u n g  
 
In den Sammlungen des Landes befinden sich auch Kulturgüter und sonstige Objekte, die in 
kolonialem Kontext erworben wurden. Kennzeichnend für einen „kolonialen Kontext“ waren 
Strukturen mit ausgeprägtem machtpolitischen Ungleichgewicht sowie auf Erwerberseite 
eine Ideologie der kulturellen Höherwertigkeit und dem daraus hergeleiteten Recht zur Un-
terdrückung und Ausbeutung. In Anbetracht der konkreten Umstände des Erwerbs kann es 
daher im Einzelfall aus heutiger Sicht ethisch geboten sein, entsprechende Kulturgüter oder 
Objekte zurückzugeben. Um solche Restitutionen auch dann zu ermöglichen, wenn das 
Sammlungsgut formell im Landeseigentum steht, soll eine allgemeine haushaltsrechtliche 
Ermächtigung zur Rückgabe ins Staatshaushaltsgesetz aufgenommen werden.  
 
Eine entsprechende Ermächtigungsgrundlage erscheint ferner für den Bereich der soge-
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nannten Beutekunst sinnvoll. Unter Beutekunst versteht man Kulturgüter, die im Krieg wider-
rechtlich angeeignet wurden, etwa durch Plünderungen oder Ähnliches. Da auch hier im Ein-
zelfall nicht ausgeschlossen werden kann, dass das Land – etwa durch Ersitzung im Sinne 
von § 937 BGB – Eigentum erworben hat, soll hier ebenfalls eine haushaltrechtliche Ermäch-
tigung zur Rückgabe geschaffen werden.  
 
Nummer 3 der VV zu § 63 LHO bleibt unberührt.  
 
Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien plant ebenfalls, bei der laufen-
den Aufstellung des Bundeshaushaltes entsprechende Regelungen für den dortigen Bereich 
vorzusehen. Die oben vorgeschlagenen Formulierungen orientieren sich an den Entwürfen 
des Bundes.  
 
 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


